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I/A: Äußerungen der Öffentlichkeit 

A 0 Protokoll der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
Siehe o. g. Protokoll: Antworten Herr Burau, Herr Hennecke 
 
Zu 3: Bezüglich des Flurstückes 136 wurde seitens des Investors Kauf-
interesse für eine Ausgleichsfläche der Eigentümerin bekundet, dies 
wurde seitens der Eigentümerin abgelehnt. Mehrheitlich haben die Ei-
gentümer der östlich gelegenen Flurstücke ein Bebauungsplanverfah-
ren für ihre Flurstücke abgelehnt. Die genannten Flurstücke liegen heu-
te im Außenbereich gemäß § 35 BauGB, für ihre Bebaubarkeit wäre ein 
entsprechendes Verfahren notwendig. Sollten zu einem späteren Zeit-
punkt die o.g. Eigentümer einen Entwicklungswunsch haben, könnte bei 
entsprechendem politischen Willen dort ein entsprechendes Verfahren 
eingeleitet werden. 
 
Zu 9: Bürrig ist im Bestand kein reiner Wohnstandort; weitere Nutzun-
gen wie Handwerk, Dienstleistungen und Ähnliches sind vorhanden. 
Die Umgebung des Plangebietes ist im Sinne eines allgemeinen Wohn-
gebiets einzustufen. Daher wird auch für das Plangebiet ein Allgemei-
nes Wohngebiet (WA) festgesetzt, wobei die allgemein zulässigen An-
lagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke nur ausnahmsweise zugelassen werden, da diese in der Regel 
größere Bauvolumen erfordern und für diese Lage zu viel Verkehr er-
zeugen. Anlagen der Verwaltung, Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
benötigen größere Bauflächen und sind Verkehrserzeuger, die nicht in 
die vorhandenen und geplante Siedlungs- und Erschließungsstruktur 
passen. Sie werden daher nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 
Zu 17: Aufgrund der Hinweise aus der Öffentlichkeit auf Steinkauzvor-
kommen wurde zusätzlich zur bereits erfolgten Artenschutzvorprüfung 
ein ergänzendes Artenschutzgutachten beauftragt. Mit dem ergänzen-
den Artenschutzgutachten (Planungsgruppe Grüner Winkel, Vertiefende 
Untersuchung Avifauna, Juli 2015) wurde zweifelsfrei nachgewiesen, 
dass Hinweise auf den Steinkauz nicht vorliegen.  
 
Zu 18: Das Plangebiet wurde in der Zwischenzeit um Grundstücke 
nördlich des Plangebietes erweitert, so dass die Eingriffe in Boden, Na-
tur und Landschaft innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungspla-
nes ausgeglichen werden können. Auf der bisher intensiv genutzten 
Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese durch Pflanzung von 30 Obst-
hochstämmen heimischer Sorten angelegt, gepflegt und entwickelt. Zur 
Aufwertung des Landschaftsbildes und als ökologischer Ausgleich wird 
ein Teilbereich der vorhandenen Pferdeweide, in Anlehnung der Rah-
menrichtlinien Vertragsnaturschutz, in eine extensiv genutzte Glattha-
ferwiese umgewandelt. Zur landschaftlichen Einbindung und als ökolo-
gischer Ausgleich wird nördlich der geplanten Bebauung eine freiwach-
sende Hecke mit lebensraumtypischen Sträuchern und Bäumen ge-
pflanzt und dauerhaft erhalten. 
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Zu 21: Bei der Stromtrasse handelt es sich um eine 220 kV-
Gemeinschaftsleitung (Amprion / DB Energie). Der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes liegt außerhalb des 46 m breiten Schutzstreifens der 
Leitung, so dass von Auswirkungen auf das Plangebiet nicht ausge-
gangen wird. Sowohl der Fachbereich Umwelt als auch der Medizini-
sche Dienst LEV wurden an der Planung beteiligt; Stellungnahmen 
diesbezüglich wurden nicht vorgebracht.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird in den Punkten 3, 9, 17, 18 und 21 nicht gefolgt. 
Die übrigen Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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A 1 und A 2  165/II_Äußerung 01 und 02 vom 04.02.2015 und  
   18.02.2015 
 

 

1) 

2) 

3) 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
Zu 1: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen. Die Zusatzbelastung aus 
dem kleinen Gebiet durch die geplante Neubebauung ist derart gering, 
dass hier keine nennenswerten Veränderungen zum heutigen Zustand 
zu erwarten sind. Selbst wenn man davon ausgehen würde, dass in 
jedem der Einzelhäuser noch eine Anliegerwohnung gebaut würde, 
hielten sich die Mehrverkehre, insbesondere unter Berücksichtigung 
des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im Rahmen. Insgesamt werden 
bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, 
Neuberechnungen zur Verkehrserzeugung auf Grundlage von 
6 Wohneinheiten, August 2018).  
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden, insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze und Akzeptanz von KAG-
Beitragszahlung durch die Anlieger wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
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Zu 2: Die Lärmbelastung durch den Schienenverkehr wurde gutachter-
lich untersucht und ist in der schalltechnischen Untersuchung zum Be-
bauungsplan (Peutz Consult, August 2018) dargelegt. Die Untersu-
chung kam zu dem Ergebnis, dass die Orientierungswerte der DIN 
18005 (Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an kei-
nem der geplanten Gebäude eingehalten werden. Die Werte für Misch-
gebiete, in denen Wohnnutzungen zulässig sind, werden eingehalten. 
Das Gutachten berücksichtigt bereits die neuesten Entwicklungen im 
Bahnverkehr und ist mit den entsprechenden Fachdienststellen abge-
stimmt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgebliche Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. 
 
Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich bei Wohnungen fest-
gesetzt, dass die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein 
Fenster zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfü-
gen, mit einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten 
sind (z.B. schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen 
Lärmschutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sicherge-
stellt. 
 
Zu 3: Das Plangebiet wird durch den Rückstau des Rheinhochwassers 
negativ beeinflusst. Es liegt im hochwassergefährdeten Bereich und 
wird durch einen Deich geschützt, der das Gebiet bis zu einem 200-
jährigen Hochwasser (BHW 200) sichert. Eine Gefahrensituation ergibt 
sich bei Extremhochwässern des Rheins > BHW 200 bzw. bei Versa-
gen der Hochwasserschutzeinrichtung (Rückstaudeich). Bei Versagen 
des Deiches oder bei einem Bemessungshochwasser (BHW) größer 
200, z. B. BHW 400 oder 500, wird das Plangebiet überschwemmt. Bei 
Hochwasser ist davon auszugehen, dass Qualmwasser auftritt. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird daher in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenom-
men, der gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen 
Hochwasser und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Die Untere 
Wasserbehörde wurde im Verfahren beteiligt und hat keine Bedenken 
gegen eine Bebauung des Plangebietes geäußert. 
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Zu 4: Siehe Abwägung zu 1 
 
Zu 5: Siehe Abwägung zu 2 
 
Zu 6: Siehe Abwägung zu 3 
 
Zu 7: Die politischen Gremien haben durch den Abdruck aller Äußerun-
gen und Stellungnahmen die Möglichkeit, sich einen objektiven Ein-
druck zu verschaffen. Eine Verkleinerung der Originalschreiben ist da-
bei aus technischen Gründen nicht vermeidbar.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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A 3 165/II_Äußerung 03 vom 05.02.2015 
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Stellungnahme der Verwaltung 
 
Bezüglich des Flurstückes 136 wurde seitens des Investors Kaufinte-
resse für eine Ausgleichsfläche der Eigentümerin bekundet, dies wurde 
seitens der Eigentümerin abgelehnt. Mehrheitlich haben die Eigentümer 
der östlich gelegenen Flurstücke ein Bebauungsplanverfahren für ihre 
Flurstücke abgelehnt. Die genannten Flurstücke liegen heute im Au-
ßenbereich gemäß § 35 BauGB, für ihre Bebaubarkeit wäre ein ent-
sprechendes Verfahren notwendig. Sollten zu einem späteren Zeitpunkt 
die o. g. Eigentümer einen Entwicklungswunsch haben, könnte bei ent-
sprechendem politischen Willen dort ein entsprechendes Verfahren 
eingeleitet werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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A 4 165/II_Äußerung 04 vom 19.02.2015 
A 5 165/II_Äußerung 05 vom 19.02.2015 (gleichlautend) 
 

 

1) 

4) 

2) 

3) 

4) 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 22 
 

 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Grundsätzlich haben Bebauungsplanverfahren der Stadt Lever-
kusen kostenneutral für die Stadt zu sein, d. h., dass für die Baurechts-
schaffung von privaten Grundstücken sowohl die Planungskosten als 
auch sämtliche Gutachten etc. sowie die Erschließungskosten zu 
100 % durch die jeweiligen Grundstückseigentümer bzw. den Investor 
zu tragen sind. Dies gilt auch für dieses Verfahren. Der Stadt und damit 
den Bürgern entstehen keine Kosten. 
 
Zu 2: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebauungs-
plan Nr. 180/II „Bürrig - Nord“ bereits rechtsverbindlich und größtenteils 
realisiert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leis-
tungsfähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt 
sechs geplanten Einfamilienhäusern aufzunehmen. Die Zusatzbelas-
tung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neubebauung ist der-
art gering, dass hier keine nennenswerten Veränderungen zum heuti-
gen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man davon ausgehen wür-
de, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anliegerwohnung gebaut 
würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesondere unter Berücksichti-
gung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im Rahmen. Insgesamt 
werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-Fahrten/Tag erzeugt. 
(ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrserzeugung auf Grundlage 
von 6 Wohneinheiten, August 2018).  
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
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Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. Baustellenverkehr ist hinzunehmen. 
 
Zu 3: Bei der Neuplanung von Wohngebieten sind die Orientierungs-
werte der DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) in die Abwägung ein-
zustellen. Die schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan 
(Peutz Consult, August 2018) kam zu dem Ergebnis, dass die Orientie-
rungswerte der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete an keinem der 
geplanten Gebäude eingehalten werden. Aufgrund der Verkehrslärm-
immissionen im Plangebiet existieren demnach Anforderungen an die 
Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. Bei der Errichtung 
und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile schutzbedürftiger 
Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach DIN 4109-1 
„Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, Januar 
2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür maßgeb-
liche Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 63 dB(A) 
festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die Nacht wird 
flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. 
 
Die Technischen Betriebe der Stadt Leverkusen wurden im Verfahren 
beteiligt und haben keine Bedenken gegen die Bebauung des Plange-
bietes geäußert. Eine Kanalsanierung ist nicht erforderlich.  
 
Zu 4: Es gibt in der Stadt Leverkusen keine Baumschutzsatzung, inso-
fern kann jeder Grundstückseigentümer seine Bäume fällen, sofern sie 
nicht unter einen besonderen Schutz (wie zum Beispiel Naturdenkmal) 
fallen; dies ist hier nicht der Fall. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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A 6 165/II_Äußerung 06 vom 23.02.2015 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der Technischen Betrie-
be der Stadt Leverkusen sowohl zur Aufnahme des zusätzlichen 
Schmutzwassers als auch des im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers ausreichend leistungsfähig.  
 
Zu 2: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen. Die Zusatzbelastung aus 
dem kleinen Gebiet durch die geplante Neubebauung ist derart gering, 
dass hier keine nennenswerten Veränderungen zum heutigen Zustand 
zu erwarten sind. Selbst wenn man davon ausgehen würde, dass in 
jedem der Einzelhäuser noch eine Anliegerwohnung gebaut würde, 
hielten sich die Mehrverkehre, insbesondere unter Berücksichtigung 
des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im Rahmen. Insgesamt werden 
bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, 
Neuberechnungen zur Verkehrserzeugung auf Grundlage von 
6 Wohneinheiten, August 2018).  
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden, insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 27 
 

 
 

Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
Zu 3: Auf die Höhe der Grundsteuer hat das Bebauungsplanverfahren 
keinen Einfluss. 
 
Zu 4: Das Plangebiet stellt durch teilweise alte Baumbestände einen 
potentiell hochwertigen Lebensraum für Pflanzen und Tiere dar. Eulen-
vorkommen wurden vermutet. Eine Artenschutzvorprüfung (Planungs-
gruppe Grüner Winkel, Juni 2014) wurde durchgeführt.  
 
Im Ergebnis ist eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des 
direkten Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennbar. 
Quartiere sind von der Planung nicht betroffen. Entsprechende Aus-
gleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Aufgrund der Hinweise aus der Öffentlichkeit auf Steinkauzvorkommen 
wurde zusätzlich zur bereits erfolgten Artenschutzvorprüfung ein ergän-
zendes Artenschutzgutachten beauftragt. Mit dem ergänzenden Arten-
schutzgutachten (Planungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 
2015) wurde zweifelsfrei nachgewiesen, dass Hinweise auf den Stein-
kauz nicht vorliegen.  
 
Zu 5: In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des 
Landesbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
(IT.NRW) wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 
2040 auf 173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Le-
verkusen bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Lever-
kusen ist nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an 
Wohnbevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müs-
sen zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge reali-
siert werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwick-
lung sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch fami-
lienorientierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforder-
lich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Das Plangebiet stellt durch teilweise alte Baumbestände einen 
potentiell hochwertigen Lebensraum für Pflanzen und Tiere dar. Eulen-
vorkommen wurden vermutet. Eine Artenschutzvorprüfung (Planungs-
gruppe Grüner Winkel, Juni 2014) wurde durchgeführt.  
 
Im Ergebnis ist eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des 
direkten Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennbar. 
Quartiere sind von der Planung nicht betroffen. Entsprechende Aus-
gleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Aufgrund der Hinweise aus der Öffentlichkeit auf Steinkauzvorkommen 
wurde zusätzlich zur bereits erfolgten Artenschutzvorprüfung ein ergän-
zendes Artenschutzgutachten beauftragt. Mit dem ergänzenden Arten-
schutzgutachten (Planungsgruppe Grüner Winkel, Juli 2015) wurde 
zweifelsfrei nachgewiesen, dass Hinweise auf den Steinkauz nicht vor-
liegen.  
 
Eine naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wurde 
durch einen Fachgutachter durchgeführt. Der Ausgleich erfolgt ortsnah 
im hierfür erweiterten Geltungsbereich des Bebauungsplanes im direk-
ten Anschluss an die geplante Wohnbebauung. Zum Ausgleich des 
Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im nördlichen Plange-
biet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf der bisher intensiv 
genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese durch Pflanzung von 
30 Obsthochstämmen heimischer Sorten angelegt, gepflegt und entwi-
ckelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und als ökologischer Aus-
gleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pferdeweide, in Anlehnung 
der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in eine extensiv genutzte 
Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftlichen Einbindung und als 
ökologischer Ausgleich wird nördlich der geplanten Bebauung eine 
freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen Sträuchern und Bäu-
men gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
Zu 2: Das Plangebiet wird durch den Rückstau des Rheinhochwassers 
negativ beeinflusst. Es liegt im hochwassergefährdeten Bereich und 
wird durch einen Deich geschützt, der das Gebiet bis zu einem 200-
jährigen Hochwasser (BHW 200) sichert. Eine Gefahrensituation ergibt 
sich bei Extremhochwässern des Rheins > BHW 200 bzw. bei Versa-
gen der Hochwasserschutzeinrichtung (Rückstaudeich). Bei Versagen 
des Deiches oder bei einem Bemessungshochwasser (BHW) größer 
200, z. B. BHW 400 oder 500, wird das Plangebiet überschwemmt. Bei 
Hochwasser ist davon auszugehen, dass Qualmwasser auftritt. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
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und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Zusätzlich wird im Be-
bauungsplan eine Mindest-Fußbodenhöhe festgesetzt, um die Bewoh-
ner vor Qualmwasser zu schützen. 
 
Die Untere Wasserbehörde wurde im Verfahren beteiligt und hat gegen 
eine Bebauung des Plangebietes keine Bedenken geäußert. 
 
Zu 3: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan 180/II „Bürrig Nord“ bereits rechtsverbindlich und größtenteils 
realisiert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leis-
tungsfähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt 
sechs geplanten Einfamilienhäusern aufzunehmen. Die Zusatzbelas-
tung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neubebauung ist der-
art gering, dass hier keine nennenswerten Veränderungen zum heuti-
gen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man davon ausgehen wür-
de, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anliegerwohnung gebaut 
würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesondere unter Berücksichti-
gung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im Rahmen. Insgesamt 
werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-Fahrten/Tag erzeugt. 
(iSAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrserzeugung auf Grundlage 
von 6 Wohneinheiten, August 2018).  
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze durch die Anlieger wäre die 
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Umgestaltung zu einer Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Ver-
besserung der Verkehrssituation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen 
dieses Bebauungsplanverfahrens geregelt werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
 
 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 33 
 

 
 

A 8 165/II_Äußerung 08 vom 25.02.2015  
  

 

1) 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 34 
 

 
 

 

2) 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 35 
 

 
 

 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 36 
 

 
 

 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 37 
 

 
 

 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 38 
 

 
 

 

3) 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 39 
 

 
 

 

4) 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 40 
 

 
 

 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 41 
 

 
 

 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 42 
 

 
 

 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 43 
 

 
 

 

5) 

6) 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 44 
 

 
 

 

7) 

8) 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 45 
 

 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Es handelt sich hier nicht um eine 380 KV-Hochspannungstrasse, 
sondern um eine 220-kV-Gemeinschaftsleitung Amprion/DB Energie.  
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt außerhalb des 46 m 
breiten Schutzstreifens der 220-kV-Gemeinschaftsleitung Amprion/DB 
Energie, so dass von Auswirkungen auf das Plangebiet nicht ausge-
gangen wird. Sowohl der Fachbereich Umwelt als auch der Fachbe-
reich Gesundheit wurden an der Planung beteiligt. Negative 
Stellungnahmen diesbezüglich wurden nicht vorgetragen  
 
Zu 2: Durch den Fachbereich Tiefbau wurde im Juni 2012 über die 
Dauer von 7 Tagen eine Verkehrszählung auf der Straße „Alte Garten“ 
durchgeführt. Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Verkehrsbelastung 
auf der Straße „Alte Garten“ als gering zu bezeichnen ist und keine 
Durchgangsverkehre aufweist. Diese Untersuchung führte zu dem Er-
gebnis, dass die zu erwartende Verkehrszunahme auf der Straße „Alte 
Garten“ durch acht zusätzliche Einfamilienhäuser sehr gering ausfallen 
würde und zu bewältigen ist. Dasselbe gilt dann erst recht für die redu-
zierte Anzahl von sechs Einfamilienhäusern. 
 
Für das vorliegende Planverfahren wurden zur Erfassung und Bewer-
tung der Verkehrssituation im Januar 2015 Zählungen auf der Straße 
"Entenpfuhl" durchgeführt (ISAPLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem 
Zeitpunkt war der Bebauungsplan Nr. 180/II „Bürrig-Nord“ bereits 
rechtsverbindlich und größtenteils realisiert. Im Ergebnis sind die vor-
handenen Straßen ausreichend leistungsfähig, um den zusätzlichen 
Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs geplanten Einfamilienhäusern 
aufzunehmen. Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die 
geplante Neubebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswer-
ten Veränderungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst 
wenn man davon ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser 
noch eine Anliegerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkeh-
re, insbesondere unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, 
weiterhin im Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 
44 Pkw-Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Ver-
kehrserzeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018).  
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
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liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Der ursprünglich vorgesehene Entwurf sah ein wesentlich größeres 
Plangebiet mit entsprechend größerer Anzahl an Wohneinheiten vor. In 
Anbetracht der jetzigen reduzierten Größe des Plangebietes wäre die 
Forderung einer Verkehrsuntersuchung unverhältnismäßig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. Im Rahmen der Umsetzung des Be-
bauungsplanes wird gegenüber der Einfahrt in die Planstraße ein Hal-
teverbot eingerichtet werden müssen, um die Zufahrt zum Plangebiet 
sicherzustellen. Zu diesem Zwecke wurde der Geltungsbereich um den 
Kreuzungsbereich erweitert. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
Eine verkehrliche Stellungnahme, die die Auswirkungen der Planung 
auf den Verkehr in Bürrig untersucht, wurde durch einen Fachgutachter 
erarbeitet (ISAPLAN, August 2018). Bedingt durch die Lage, bzw. Ein-
bindung im Straßennetz entstehen aus dem Plangebiet Verkehrsmen-
gen, die in ihrer Relation zum Gesamtnetz völlig unbedeutend sind. Die 
Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neube-
bauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Veränderun-
gen zum heutigen Zustand zu erwarten sind.  
 
Eine Verkehrsuntersuchung, die den bestehenden Verkehr im gesam-
ten Stadtteil beschreibt und bewertet, ist nicht Aufgabe eines einzelnen 
Planverfahrens und wäre im Vergleich zur Größe des Plangebietes völ-
lig unverhältnismäßig.  
 
Dass die Kosten der Gutachten durch einen Investor übernommen wer-
den, ist gängige Praxis. Die Bewertung der Gutachten erfolgt durch die 
Fachverwaltung, so dass die Neutralität in jedem Fall gewahrt ist. 
 
Zu 3: Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der Technischen Betrie-
be der Stadt Leverkusen zur Aufnahme des zusätzlichen Schmutzwas-
sers und des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers ausrei-
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chend leistungsfähig. Die gesicherte Erschließung (zu der die Entwäs-
serung gehört) wird durch den Investor hergestellt. Kosten für die All-
gemeinheit entstehen dadurch nicht.  
 
Zu 4: Das Plangebiet wird durch den Rückstau des Rheinhochwassers 
negativ beeinflusst. Es liegt im hochwassergefährdeten Bereich und 
wird durch einen Deich geschützt, der das Gebiet bis zu einem 200-
jährigen Hochwasser (BHW 200) sichert. Eine Gefahrensituation ergibt 
sich bei Extremhochwässern des Rheins > BHW 200 bzw. bei Versa-
gen der Hochwasserschutzeinrichtung (Rückstaudeich). Bei Versagen 
des Deiches oder bei einem Bemessungshochwasser (BHW) größer 
200, z. B. BHW 300 oder 500, wird das Plangebiet überschwemmt. Bei 
Hochwasser ist davon auszugehen, dass Qualmwasser auftritt. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
Es wurde ein Bodengutachten erarbeitet, das neben der Frage der Ver-
sickerungsmöglichkeit des Niederschlagswassers auch Aussagen zum 
Baugrund und zur Standsicherheit bzw. Gründungsempfehlungen ent-
hält. Nach der vorliegenden umweltgeologischen Bodenuntersuchung 
(Middendorf Geoservice GbR, Oktober 2015) ist eine Versickerung von 
Niederschlagswasser im Plangebiet aufgrund des geringen Flurabstan-
des nicht realisierbar. Es wurden keine Überschreitungen der Grenz-
werte für die untersuchten Parameter (SM, inkl. Arsen, PAK und PCB) 
im Oberboden zwischen 0 - 10 cm unter Geländeoberkante im Plange-
biet festgestellt.  
 
Fragen der Haftung für Schäden während der Bauphase 
(Erschütterungen durch Baufahrzeuge) können nicht im Rahmen des 
Bebauungsplanes geklärt werden; ggf. ist vor Beginn der 
Baumaßnahme ein Beweissicherungsverfahren durchzuführen. 
 
Zu 5: Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist im Boden-
schutz- und Altlastenkataster der Stadt Leverkusen die Fläche AW 
0004 – Wupperaue-Bürrig ausgewiesen. Bei der Fläche handelt es sich 
um eine Teilfläche der historischen und rezenten Immissions- / Über-
schwemmungsflächen der Wupper. Eine umweltgeologische Untersu-
chung (Untersuchungsbericht Umweltgeologische Bodenuntersuchun-
gen Alte Garten Leverkusen, Middendorf Geoservice GmbH, Oktober 
2015) ergab, dass im Plangebiet keine nutzungseinschränkende Ge-
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fährdung im Hinblick auf die untersuchten Parameter (Schwermetalle, 
Arsen, PAK, PCB) nachgewiesen werden konnte. 
 
Zu 6: Das Vorhaben setzt die aufgelockerte Einfamilienhausbebauung 
der Umgebung fort. Gesetzlich vorgegebene Abstandflächen nach 
BauO NRW werden eingehalten. Eine Verletzung des 
Rücksichtnahmegebotes ist nicht erkennbar. Grundlage für den Bebau-
ungsplan ist Variante B des städtebaulichen Entwurfs. Garagen dürfen 
gemäß der BauO NRW an die Grundstücksgrenzen gebaut werden. 
Entsprechende Flächen für Garagen sind im Bebauungsplan festge-
setzt. 
 
Zu 7: Das Plangebiet ist bereits im gültigen vom Rat der Stadt Lever-
kusen beschlossenen Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche 
dargestellt und damit Bauerwartungsland. Eine naturschutzrechtliche 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung wurde durch einen Fachgutachter 
durchgeführt. Der Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die ge-
plante Wohnbebauung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pfer-
deweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
Zu 8: Zur Wahrung des Datenschutzes werden alle personenbezoge-
nen Daten geschwärzt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Durch den Fachbereich Tiefbau wurde im Juni 2012 über die Dauer von 
7 Tagen eine Verkehrszählung auf der Straße „Alte Garten“ durchge-
führt. Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Verkehrsbelastung auf der 
Straße „Alte Garten“ als gering zu bezeichnen ist und keine Durch-
gangsverkehre aufweist. Diese Untersuchung führte zu dem Ergebnis, 
dass die zu erwartende Verkehrszunahme auf der Straße „Alte Garten“ 
durch acht zusätzliche Einfamilienhäuser sehr gering ausfallen würde 
und zu bewältigen ist. Dies gilt erst recht für die reduzierte Anzahl von 
sechs Einfamilienhäusern. 
 
Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation für die jetzt vorlie-
gende Planung wurden im Januar 2015 Zählungen auf der Straße "En-
tenpfuhl" durchgeführt (ISAPLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem 
Zeitpunkt war der Bebauungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich 
und größtenteils realisiert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen 
ausreichend leistungsfähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst 
zehn, jetzt sechs geplanten Einfamilienhäusern aufzunehmen. Die Zu-
satzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neubebau-
ung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Veränderungen 
zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man davon aus-
gehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anliegerwoh-
nung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesondere unter 
Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im Rahmen. 
Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-Fahrten/Tag 
erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrserzeugung auf 
Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018).  
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 51 
 

 
 

hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
Eine Verkehrsuntersuchung, die den bestehenden Verkehr im gesam-
ten Stadtteil beschreibt und bewertet, ist nicht Aufgabe eines einzelnen 
Planverfahrens.  
 
Die Nichteinhaltung des Tempolimits ist eine ordnungsbehördliche 
Thematik und keine des Bebauungsplanverfahrens.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Im Plangebiet ist eine Stichstraße zur Erschließung der 
Wohngebäude vorgesehen. Durchgangsverkehr ist daher nicht zu 
befürchten.  
 
Zu 2: Die Einhaltung von maximalen Geschwindigkeiten ist ein 
ordnungsbehördliches Thema und nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanes.  
 
Zu 3: Dass Baufahrzeuge auch über die Straße "Kämpenwiese" fahren, 
kann nicht ausgeschlossen werden, ist im Rahmen von Baumaßnah-
men von der Allgemeinheit aber hinzunehmen. Auch für die bereits be-
stehenden Gebäude in Bürrig wurden im Rahmen ihrer Entstehung alle 
Randerscheinungen von Baumaßnahmen von der Allgemeinheit hinge-
nommen. Der Straßenausbau erfolgt in der Regel in der Art, dass auch 
Lkw die Straße ohne Gefahr der Beschädigung befahren können. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des 
Landesbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
(IT.NRW) wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 
2040 auf 173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies 
Leverkusen bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt 
Leverkusen ist nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende 
Zahl an Wohnbevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. 
Derzeit müssen zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die 
Flüchtlinge realisiert werden. Schon allein aus dieser jüngsten 
Zuwanderungsentwicklung sind weitere, zum einen bezahlbare 
Wohnungen, aber auch familienorientierte Wohnangebote mit 
Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Das jetzige Plangebiet ist im Gegensatz zu dem 2006 vorgelegten 
Planungskonzept nur noch halb so groß. Im Flächennutzungsplan ist 
das Plangebiet als Wohnbaufläche dargestellt und stellt damit eine 
politisch beschlossene Baulandpotentialfläche dar.  
 
Zu 2: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen. 
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
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Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
Zu 3: Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren 
berücksichtigt. So wurde zum einen eine Artenschutzprüfung (Pla-
nungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 2015) erarbeitet, die im 
Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten 
Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennen ließ. 
Auch Quartiere sind von der Planung nicht betroffen. Entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Zum anderen wurden durch einen Gutachter eine Bilanzierung des 
Eingriffs durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen. Der 
Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebau-
ung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pfer-
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deweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
Die vorhandene Ostbaumwiese liegt innerhalb einer im FNP 
dargestellten Wohnbaufläche und ist damit Bauerwartungsland. 
 
Zu 4: Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der 
Stadtentwässerungsbetriebe in der Lage, das zusätzliche 
Schmutzwasser aufzunehmen. Die Notwendigkeit der gedrosselten 
Einleitung des Niederschlagswassers wird im weiteren Verfahren 
geprüft. Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Über-
schwemmungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährde-
ten Bereichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenom-
men, der gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen 
Hochwasser und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im 
Vergleich zum Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesät-
tigte Bodenmassen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen 
Baukörper wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasser-
standes verändern. 
 
Zur Verkehrssicherheit siehe Stellungnahme der Verwaltung zu 2.  
 
Bei der Neuplanung von Wohngebieten sind die Orientierungswerte der 
DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau) in die Abwägung einzustellen. 
Die schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan (Peutz Con-
sult, August 2018) kam zu dem Ergebnis, dass die Orientierungswerte 
der DIN 18005 für allgemeine Wohngebiete an keinem der geplanten 
Gebäude eingehalten werden. Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen 
im Plangebiet existieren demnach Anforderungen an die Schalldäm-
mung der Außenbauteile von Gebäuden. Bei der Errichtung und Ände-
rung von Gebäuden sind die Außenbauteile schutzbedürftiger Räume 
mindestens gemäß den Anforderungen nach DIN 4109-1 „Schallschutz 
im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, Januar 2018, Kapitel 7 
(DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür maßgebliche Außen-
lärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 63 dB(A) festgesetzt. 
Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die Nacht wird flächende-
ckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Auf die Bestandsbebauung hat die 
vorliegende Planung keine negativen Auswirkungen. 
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Die technische Infrastruktur (Ver- und Entsorgung) für die geplante 
Bebauung ist gesichert. Die in Bürrig vorhandene soziale Infrastruktur 
erfährt durch die Bebauung des Plangebietes eine größere Auslastung 
und wird dadurch gestärkt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Durch den Fachbereich Tiefbau wurde im Juni 2012 über die 
Dauer von 7 Tagen eine Verkehrszählung auf der Straße „Alte Garten“ 
durchgeführt. Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Verkehrsbelastung 
auf der Straße „Alte Garten“ als gering zu bezeichnen ist und keine 
Durchgangsverkehre aufweist. Diese Untersuchung führte zu dem Er-
gebnis, dass die zu erwartende Verkehrszunahme auf der Straße „Alte 
Garten“ durch acht zusätzliche Einfamilienhäuser sehr gering ausfallen 
würde und zu bewältigen ist. Dies gilt erst recht für die reduzierte An-
zahl von sechs Einfamilienhäusern. 
 
Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation für das jetzige Be-
bauungsplanverfahren wurden im Januar 2015 Zählungen auf der Stra-
ße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISAPLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu die-
sem Zeitpunkt war der Bebauungsplan Bürrig Nord bereits rechtsver-
bindlich und größtenteils realisiert. Im Ergebnis sind die vorhandenen 
Straßen ausreichend leistungsfähig, um den zusätzlichen Verkehr von 
zunächst zehn, jetzt sechs Einfamilienhäusern aufzunehmen. Die Zu-
satzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neubebau-
ung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Veränderungen 
zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man davon aus-
gehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anliegerwoh-
nung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesondere unter 
Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im Rahmen. 
Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-Fahrten/Tag 
erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrserzeugung auf 
Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018).  
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
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hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden.  
 
Die Erstellung eines Gesamtverkehrskonzeptes für Bürrig kann nicht 
auf Kosten eines einzelnen Planverfahrens gefordert werden. 
 
Zu 2: Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der 
Stadtentwässerungsbetriebe in der Lage, das zusätzliche 
Schmutzwasser aufzunehmen. Möglichkeiten der 
Niederschlagswasserversickerung wurden gutachterlich geprüft, 
müssen aber auf Grund des hohen Grundwasserstandes 
ausgeschlossen werden. Nach Auskunft der TBL (siehe E-Mail vom 
14.01.2016) kann das im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser 
vollumfänglich vom vorhandenen Kanal aufgenommen werden.  
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
Zu 3: Aufgrund der alten Baumbestände im Plangebiet wurde eine Ar-
tenschutzvorprüfung (Planungsgruppe Grüner Winkel, Juni 2014) 
durchgeführt. Im Ergebnis ist eine essentielle Bedeutung des Plange-
biets oder des direkten Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat 
nicht erkennbar. Quartiere sind von der Planung nicht betroffen. Ent-
sprechende Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Mit dem ergänzenden Artenschutzgutachten (Planungsgruppe Grüner 
Winkel, Nümbrecht, Juli 2015), das aufgrund der Hinweise aus der Öf-
fentlichkeit auf Steinkauzvorkommen durchgeführt wurde, wurde zwei-
felsfrei nachgewiesen, dass Hinweise auf den Steinkauz nicht vorlie-
gen.  
 
Zu 4: Auf das Plangebiet wirken Lärmimmissionen der viergleisigen 
Zugstrecke der Deutschen Bahn (Köln - Düsseldorf) und der Bundesau-
tobahn A 3 ein. Eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult 
GmbH, August 2018) ergab, dass die Orientierungswerte der DIN 
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18005 (Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an kei-
nem der geplanten Gebäude eingehalten werden. Die gutachterliche 
Untersuchung berücksichtigt in Abstimmung mit dem zuständigen 
Fachbereich auch die neuesten Entwicklungen im Zugverkehr. 
 
Den Berechnungsergebnissen zufolge wird an keinem der geplanten 
Gebäude der in einem allgemeinen Wohngebiet zum Tageszeitraum 
zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) und der 
zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert von 
45 dB(A) eingehalten. An der nordöstlichen Seite des Baufeldes erge-
ben sich Beurteilungspegel von bis zu 61 dB(A) im Tages- und bis zu 
57 dB(A) im Nachtzeitraum. Ursache hierfür ist insbesondere der 
Schienenverkehr auf der etwa 120 m entfernten viergleisigen Zugstre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf. 
 
Aufgrund der Abstands- und Höhenverhältnisse und der bereits vor-
handenen Schallschutzwand an der Bahntrasse wird eine weitere 
Schallabschirmung auf dem Plangebiet wenig flächendeckende Wir-
kung zeigen. Aktive Schallschutzmaßnahmen an der Bahntrasse oder 
der A3 müssten mindestens 4-5 m hoch sein und eine Länge von meh-
reren hundert Metern aufweisen, um überhaupt eine zusätzliche Wir-
kung zu erzielen. Es werden deshalb passive Schallschutzmaßnahmen 
festgesetzt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgebliche Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Hierdurch wird 
eine ausreichende Schalldämmung sichergestellt. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passi-
ven Schallschutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachver-
ständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass infolge eines nied-
rigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforderungen an 
die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 
 
Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich bei Wohnungen fest-
gesetzt, dass die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein 
Fenster zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfü-
gen, mit einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten 
sind (z. B. schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen 
Lärmschutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sicherge-
stellt. 
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Zu 5: In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des 
Landesbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
(IT.NRW) wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 
2040 auf 173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Le-
verkusen bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Lever-
kusen ist nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an 
Wohnbevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müs-
sen zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge reali-
siert werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwick-
lung sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch fami-
lienorientierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforder-
lich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Zur Schaffung dringend benötigten Wohnraums wird auch die Bürriger 
Fläche benötigt. Das jetzige Plangebiet ist im Gegensatz zu dem 2006 
vorgelegten Planungskonzept nur noch halb so groß. Im Flächen-
nutzungsplan ist das Plangebiet als Wohnbaufläche dargestellt und 
stellt damit eine politisch beschlossene Baulandpotentialfläche dar. Das 
Plangebiet liegt im Siedlungszusammenhang und arrondiert die 
Ortslage Bürrig. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Das Plangebiet liegt innerhalb einer im Flächennutzungsplan 
dargestellten Wohnbaufläche und ist eine der letzten Baulandreserven 
in Bürrig. Bei einer Bebauung mit Einfamilienhäusern kann nicht von 
verdichteter Bebauung gesprochen werden. 
 
In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des Lan-
desbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 2040 auf 
173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Leverkusen 
bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Leverkusen ist 
nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an Wohn-
bevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müssen 
zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge realisiert 
werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwicklung 
sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch familienori-
entierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Zu 2: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018).  
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Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
Zu 3: Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren 
berücksichtigt. So wurde zum einen eine Artenschutzprüfung (Pla-
nungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 2015) erarbeitet, die im 
Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten 
Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennen ließ. 
Auch Quartiere sind von der Planung nicht betroffen.  
 
Zum anderen wurden durch einen Gutachter eine Bilanzierung des 
Eingriffs durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen. Der 
Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebau-
ung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pfer-
deweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
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eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
Zu 4: Der Bedarf an Wohnraum im allgemeinen und an 
Einfamilienhäusern im Besonderen ist nach wie vor groß. Die Schaffung 
von zusätzlichem Wohnraum wird die zentrale Planungsaufgabe der 
nächsten Jahre bleiben (siehe auch Stellungnahme der Verwaltung 
zu 1.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Auf die Website der Stadt Leverkusen wurden die Gutachten 
aufgrund der häufig sehr großen Dateien bisher nicht eingestellt. Es ist 
rechtlich vollkommen ausreichend, die für ein Bebauungsplanverfahren 
notwendigen Gutachten oder andere planungsrechtliche Unterlagen 
während der allgemeinen Öffnungszeiten der Bauverwaltung der Öf-
fentlichkeit zugänglich zu machen.  
 
Da inzwischen auch bei der Stadtverwaltung Leverkusen die Möglich-
keit besteht, die damit verbundenen großen Datenmengen im Internet 
zugänglich zu machen, wird dies im weiteren und zukünftigen Verfahren 
im Sinne einer größeren Bürgerfreundlichkeit zusätzlich erfolgen. 
 
Zu 2: In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des 
Landesbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
(IT.NRW) wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 
2040 auf 173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Le-
verkusen bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Lever-
kusen ist nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an 
Wohnbevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müs-
sen zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge reali-
siert werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwick-
lung sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch fami-
lienorientierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforder-
lich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Das Plangebiet befindet sich im Eigentum eines Investors, der auf der 
Fläche 6 Einfamilienhäuser realisieren möchte. Die Fläche liegt 
innerhalb einer im Flächennutzungsplan dargestellten Wohnbaufläche 
und gilt somit als Bauerwartungsland. Der Schaffung von Wohnraum 
wird gegenüber dem Erhalt der Obstbaumwiese höhere Priorität 
eingeräumt. Der Eingriff in Boden, Natur und Landschaft, der durch die-
sen Bebauungsplan vorbereitet wird, wird innerhalb des Plangebietes, 
nördlich der geplanten Bebauung, ausgeglichen. 
 
Zu 2.1: Auf das Plangebiet wirken Lärmimmissionen der viergleisigen 
Zugstrecke der Deutschen Bahn (Köln - Düsseldorf) und der Bundesau-
tobahn A 3 ein. Eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult 
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GmbH, August 2018) ergab, dass die Orientierungswerte der DIN 
18005 (Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an kei-
nem der geplanten Gebäude eingehalten werden. Die gutachterliche 
Untersuchung berücksichtigt in Abstimmung mit dem zuständigen 
Fachbereich auch die neuesten Entwicklungen im Zugverkehr. 
 
Den Berechnungsergebnissen zufolge wird an keinem der geplanten 
Gebäude der in einem allgemeinen Wohngebiet zum Tageszeitraum 
zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) und der 
zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert von 
45 dB(A) eingehalten. An der nordöstlichen Seite des Baufeldes erge-
ben sich Beurteilungspegel von bis zu 61 dB(A) im Tages- und bis zu 
57 dB(A) im Nachtzeitraum. Ursache hierfür ist insbesondere der 
Schienenverkehr auf der etwa 120 m entfernten viergleisigen Zugstre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf. 
 
Aufgrund der Abstands- und Höhenverhältnisse und der bereits vor-
handenen Schallschutzwand an der Bahntrasse wird eine weitere 
Schallabschirmung auf dem Plangebiet wenig flächendeckende Wir-
kung zeigen. Aktive Schallschutzmaßnahmen an der Bahntrasse oder 
der A3 müssten mindestens 4 – 5 m hoch sein und eine Länge von 
mehreren hundert Metern aufweisen, um überhaupt eine zusätzliche 
Wirkung zu erzielen. Es werden deshalb passive Schallschutzmaß-
nahmen festgesetzt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgebliche Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Hierdurch wird 
eine ausreichende Schalldämmung sichergestellt. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passi-
ven Schallschutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachver-
ständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass infolge eines nied-
rigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforderungen an 
die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 
 
Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich bei Wohnungen fest-
gesetzt, dass die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein 
Fenster zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfü-
gen, mit einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten 
sind (z.B. schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen 
Lärmschutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sicherge-
stellt. 
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Zu 2.2: Das Plangebiet wird durch den Rückstau des Rheinhochwas-
sers negativ beeinflusst. Es liegt im hochwassergefährdeten Bereich 
und wird durch einen Deich geschützt, der das Gebiet bis zu einem 
200-jähriges Hochwasser (BHW 200) sichert. Eine Gefahrensituation 
ergibt sich bei Extremhochwässern des Rheins > BHW 200 bzw. bei 
Versagen der Hochwasserschutzeinrichtung (Rückstaudeich). Bei Ver-
sagen des Deiches oder bei einem Bemessungshochwasser (BHW) 
größer 200, z. B. BHW 400 oder 500, wird das Plangebiet über-
schwemmt. Bei Hochwasser ist davon auszugehen, dass Qualmwasser 
auftritt. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
Zu 2.3: Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der 
Stadtentwässerungsbetriebe in der Lage, das zusätzliche 
Schmutzwasser aufzunehmen. Möglichkeiten der 
Niederschlagswasserversickerung wurden gutachterlich geprüft, 
müssen aber auf Grund des hohen Grundwasserstandes 
ausgeschlossen werden. Gemäß der Stellungnahme der Technischen 
Betriebe Leverkusen (TBL) ist der vorhandene Kanal für die Aufnahme 
des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers vollumfänglich 
leistungsfähig.  
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
Zu 2.4: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen. 
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Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018).  
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
Zu 3: Das Plangebiet stellt durch teilweise alte Baumbestände einen 
potentiell hochwertigen Lebensraum für Pflanzen und Tiere dar. Eulen-
vorkommen wurden vermutet. Eine Artenschutzvorprüfung (Planungs-
gruppe Grüner Winkel, Juni 2014) wurde durchgeführt.  
 
Im Ergebnis ist eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des 
direkten Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennbar. 
Quartiere sind von der Planung nicht betroffen.  
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Aufgrund der Hinweise aus der Öffentlichkeit auf Steinkauzvorkommen 
wurde zusätzlich zur bereits erfolgten Artenschutzvorprüfung ein ergän-
zendes Artenschutzgutachten beauftragt. Mit dem ergänzenden Arten-
schutzgutachten (Planungsgruppe Grüner Winkel, Juli 2015) wurde 
zweifelsfrei nachgewiesen, dass Hinweise auf den Steinkauz nicht vor-
liegen.  
 
Zu 4: Die Schaffung von Wohnraum hat auch vor dem Hintergrund der 
aktuellen Entwicklungen oberste Priorität in Leverkusen. Das Plange-
biet ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen als 
Wohnbaufläche dargestellt und damit Bauerwartungsland. Die Planung 
arrondiert den bestehenden Siedlungsbereich und ist einer Neubebau-
ung an anderer Stelle auf der grünen Wiese vorzuziehen. 
 
Das aktuell gültige Leitbild "Innenentwicklung vor Außenentwicklung" 
bedeutet nicht eine Priorisierung von § 34 BauGB-Flächen, sondern 
bauliche Ergänzungen im Ort bzw. am Siedlungsrand anstatt auf der 
"grünen Wiese", das trifft hier zu. 
 
In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des Lan-
desbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 2040 auf 
173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Leverkusen 
bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Leverkusen ist 
nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an Wohn-
bevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müssen 
zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge realisiert 
werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwicklung 
sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch familienori-
entierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird in Punkt 1 gefolgt. 
Den Äußerungen wird in den Punkten 2 bis 4 nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren be-
rücksichtigt. So wurde zum einen eine Artenschutzprüfung erarbeitet, 
die im Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des 
direkten Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennen 
ließ. Auch Quartiere sind von der Planung nicht betroffen.  
 
Aufgrund der Hinweise aus der Öffentlichkeit auf Steinkauzvorkommen 
wurde zusätzlich zur bereits erfolgten Artenschutzvorprüfung ein ergän-
zendes Artenschutzgutachten beauftragt. Mit dem ergänzenden Arten-
schutzgutachten (Planungsgruppe Grüner Winkel, Juli 2015) wurde 
zweifelsfrei nachgewiesen, dass Hinweise auf den Steinkauz nicht vor-
liegen.  
 
Zum anderen wurden durch einen Gutachter eine Bilanzierung des 
Eingriffs durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen. Der 
Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebau-
ung. Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft wer-
den im nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festge-
setzt. Auf der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obst-
baumwiese durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sor-
ten angelegt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschafts-
bildes und als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhan-
denen Pferdeweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnatur-
schutz, in eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur 
landschaftlichen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nörd-
lich der geplanten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebens-
raumtypischen Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhal-
ten. 
 
Zu 2: Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Über-
schwemmungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährde-
ten Bereichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenom-
men, der gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen 
Hochwasser und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im 
Vergleich zum Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesät-
tigte Bodenmassen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen 
Baukörper wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasser-
standes verändern. 
 
Zu 3: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen.  
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Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im Januar 
2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISAPLAN, 
15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebauungsplan 
Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils realisiert. Im Er-
gebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungsfähig, um 
den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs geplanten Ein-
familienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
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Die Schaffung von Wohnraum hat auch vor dem Hintergrund der aktuel-
len Entwicklungen oberste Priorität in Leverkusen. Das Plangebiet ist im 
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen als Wohnbau-
fläche dargestellt und damit Bauerwartungsland. Die Planung findet im 
Siedlungszusammenhang statt und arrondiert den bestehenden Sied-
lungsbereich von Bürrig. 
 
In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des Lan-
desbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 2040 auf 
173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Leverkusen 
bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Leverkusen ist 
nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an Wohn-
bevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müssen 
zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge realisiert 
werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwicklung 
sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch familienori-
entierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Das Plangebiet stellt durch teilweise alte Baumbestände einen potenti-
ell hochwertigen Lebensraum für Pflanzen und Tiere dar. Eulenvor-
kommen wurden vermutet. Eine Artenschutzvorprüfung (Planungsgrup-
pe Grüner Winkel, Juni 2014) wurde durchgeführt. Im Ergebnis ist eine 
essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten Umfelds als 
Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennbar. Quartiere sind von 
der Planung nicht betroffen.  
 
Aufgrund der Hinweise aus der Öffentlichkeit auf Steinkauzvorkommen 
wurde zusätzlich zur bereits erfolgten Artenschutzvorprüfung ein ergän-
zendes Artenschutzgutachten beauftragt. Mit dem ergänzenden Arten-
schutzgutachten (Planungsgruppe Grüner Winkel, Juli 2015) wurde 
zweifelsfrei nachgewiesen, dass Hinweise auf den Steinkauz nicht vor-
liegen. Für eine Einstellung des Planverfahrens aus Artenschutzgrün-
den liegen keinerlei Hinweise vor. 
 
Durch einen Fachgutachter wurde eine Bilanzierung des Eingriffs 
durchgeführt und es wurden Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen. 
Der Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbe-
bauung. Auf der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obst-
baumwiese durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sor-
ten angelegt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschafts-
bildes und als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhan-
denen Pferdeweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnatur-
schutz, in eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur 
landschaftlichen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nörd-
lich der geplanten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebens-
raumtypischen Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhal-
ten. 
 
Bäume unterliegen in Leverkusen nicht dem Schutz einer Satzung, so 
dass Rodungen grundsätzlich zulässig sind, wenn sie keine arten-
schutzrechtlichen Verbotstatbestände auslösen.   
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des Lan-
desbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 2040 auf 
173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Leverkusen 
bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Leverkusen ist 
nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an Wohn-
bevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müssen 
zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge realisiert 
werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwicklung 
sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch familienori-
entierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Die Schaffung von Wohnraum hat auch vor dem Hintergrund der aktuel-
len Entwicklungen oberste Priorität in Leverkusen. Das Plangebiet ist im 
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen als Wohnbau-
fläche dargestellt und damit Bauerwartungsland. Die Planung arrondiert 
den bestehenden Siedlungsbereich und ist einer Neubebauung an an-
derer Stelle im Außenbereich vorzuziehen. 
 
Im Rahmen des Planverfahrens wurde eine naturschutzrechtliche 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung durch einen Fachgutachter 
durchgeführt. Der Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die ge-
plante Wohnbebauung. Auf der bisher intensiv genutzten Pferdeweide 
wird eine Obstbaumwiese durch Pflanzung von 30 Obsthochstämmen 
heimischer Sorten angelegt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung 
des Landschaftsbildes und als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbe-
reich der vorhandenen Pferdeweide, in Anlehnung der Rahmenrichtli-
nien Vertragsnaturschutz, in eine extensiv genutzte Glatthaferwiese 
umgewandelt. Zur landschaftlichen Einbindung und als ökologischer 
Ausgleich wird nördlich der geplanten Bebauung eine freiwachsende 
Hecke mit lebensraumtypischen Sträuchern und Baumen gepflanzt und 
dauerhaft erhalten. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Die Hinweise und Ergänzungen zur Begründung werden 
aufgenommen. Der Begriff des „Reiterhof“ wurde aus der Begründung 
gestrichen. Die Bestandssituation sowie die Umweltauswirkungen durch 
die Planung sind im Umweltbericht zum Bebauungsplan sach- und 
fachgerecht beschrieben.  
 
Im Verfahren wurden durch einen Gutachter eine Bilanzierung des 
Eingriffs durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen. Der 
Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebau-
ung. Auf der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obst-
baumwiese durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sor-
ten angelegt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschafts-
bildes und als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhan-
denen Pferdeweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnatur-
schutz, in eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur 
landschaftlichen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nörd-
lich der geplanten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebens-
raumtypischen Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhal-
ten. 
 
Zu 2: Der Hinweis zum landwirtschaftlichen Verkehr auf der Straße „Al-
te Garten“ wird in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Zu 3: Die Auswirkungen auf die relevanten Schutzgüter und die Eingrif-
fe in Natur und Landschaft wurden im Umweltbericht beschrieben und 
unter Berücksichtigung von anerkannten Beurteilungsmaßstäben be-
wertet. Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und Kompensation 
werden im Umweltbericht aufgezeigt.  
 
Durch das Planvorhaben werden ein aufgelassener alter Obstgarten mit 
Gebüschstrukturen und Einzelbäumen im Randbereich vollständig in 
Anspruch genommen. Im Bebauungsplan ist der Ausgleich der Eingriffe 
in Natur und Landschaft auf den nördlich an die Bebauung angrenzen-
den freien Flächen zu 100 % als private Obstbaumwiese vorgesehen. 
Diese Flächen sind in den räumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes einbezogen.  
 
Erhebliche Beeinträchtigungen des im Plangebiet besonders schutz-
würdigen Bodens und seiner Funktionen infolge der Bodenversiegelung 
und Überbauung können trotz Schutzmaßnahmen und Teilkompensati-
on der Auswirkungen nicht vollständig vermieden werden. Es erfolgt 
eine Neuversiegelung besonders schutzwürdiger Böden von ca. 
0,35 ha. 
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Die Umweltprüfung kommt zu dem Ergebnis, dass die Umweltauswir-
kungen sowie die Wechselwirkungen bei Berücksichtigung aller darge-
stellten landschaftspflegerischen Maßnahmen für das Schutzgut Boden 
erheblich, für die sonstigen Schutzgüter als weniger bzw. nicht erheb-
lich einzustufen sind. Der Verlust von lokalklimatisch wirksamen Vege-
tationsstrukturen durch die Bebauung des Plangebiets wird als nicht 
erheblich eingestuft. 
 
Zu 4: In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des 
Landesbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen 
(IT.NRW) wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 
2040 auf 173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Le-
verkusen bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Lever-
kusen ist nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an 
Wohnbevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müs-
sen zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge reali-
siert werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwick-
lung sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch fami-
lienorientierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforder-
lich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Die Schaffung von Wohnraum hat vor dem Hintergrund der aktuellen 
Entwicklungen oberste Priorität in Leverkusen. Das Plangebiet ist im 
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen bereits als 
Wohnbaufläche dargestellt und damit Bauerwartungsland. Die Planung 
liegt im Siedlungszusammenhang und arrondiert die bestehende Orts-
lage Bürrig und entspricht damit dem städtebaulichen Leitbild Innen- vor 
Außenentwicklung. 
 
Zu 5: Siehe Stellungnahme der Verwaltung zu 3. 
 
Zu 6: Siehe Stellungnahme der Verwaltung zu 3. 
 
Zu 7: Die Gutachten werden durch die entsprechenden Fachbereiche 
der Verwaltung überprüft, so dass die Neutralität in jedem Fall gegeben 
ist. Die Stadt pflegt grundsätzlich das Prinzip der Kostenneutralität; der 
Eigentümer hat alle Kosten des Verfahrens und der Realisierung zu 
tragen. Dies entspricht dem üblichen Vorgehen der Stadt aufgrund von 
Personalknappheit. Die Planungshoheit verbleibt bei der Stadt. 
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Zu 8: Aufheben kann man nur rechtsverbindliche Pläne. 
 
Zu 9: Die Bebauung soll maximal zwei Vollgeschosse erhalten. Eine 
Begrenzung auf ein Geschoss wäre hinsichtlich des dringenden Wohn-
raumbedarfs und des Ziels des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden nicht angemessen und würde sich auch nicht in Umgebung ein-
fügen. 
 
Zu 10: Im Bebauungsplan ist zum Ausgleich der Eingriffe in Natur und 
Landschaft die Umsetzung von vorrangig ökologisch ausgerichteten 
Kompensationsmaßnahmen auf den nördlich an die Bebauung angren-
zenden freien Flächen vorgesehen. Diese Flächen wurden in den räum-
lichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen. Der natur-
schutzrechtliche Ausgleich erfolgt somit innerhalb des Plangebietes.  
 
Zu 11: Mehrheitlich haben die Eigentümer der östlich gelegenen Flur-
stücke ein Bebauungsplanverfahren für ihre Flurstücke abgelehnt. Die 
genannten Flurstücke liegen heute im Außenbereich gemäß § 35 
BauGB, für ihre Bebaubarkeit wäre ein entsprechendes Bebauungs-
planverfahren notwendig. Sollten zu einem späteren Zeitpunkt die oben 
genannten Eigentümer einen Entwicklungswunsch haben, könnte bei 
entsprechendem politischem Willen dort ein entsprechendes Verfahren 
eingeleitet werden.  
 
Zu 12: Das Plangebiet ist bereits als Wohnbaufläche im gültigen Flä-
chennutzungsplan dargestellt. Siehe auch Stellungnahme der Verwal-
tung zu 4. 
 
Zu 13: Siehe Stellungnahme der Verwaltung zu 3, 4, 10 und 12 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen zu Punkt 1 wird gefolgt. 
Den Äußerungen zu den Punkten 2 bis 13 wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Bei der Stromtrasse handelt es sich um eine 220 kV- Gemeinschafts-
leitung Amprion/DB Energie. Der Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes liegt außerhalb des 46 m breiten Schutzstreifens der Leitung, so 
dass von Auswirkungen auf das Plangebiet nicht ausgegangen wird. 
Sowohl der Fachbereich Umwelt als auch der Fachbereich Gesundheit 
wurden an der Planung beteiligt; Stellungnahmen diesbezüglich wurden 
nicht vorgebracht.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Das Plangebiet wird durch den Rückstau des Rheinhochwassers 
negativ beeinflusst. Es liegt im hochwassergefährdeten Bereich und 
wird durch einen Deich geschützt, der das Gebiet bis zu einem 200-
jährigen Hochwasser (BHW 200) sichert. Eine Gefahrensituation ergibt 
sich bei Extremhochwässern des Rheins > BHW 200 bzw. bei Versa-
gen der Hochwasserschutzeinrichtung (Rückstaudeich). Bei Versagen 
des Deiches oder bei einem Bemessungshochwasser (BHW) größer 
200, z. B. BHW 300 oder 500, wird das Plangebiet überschwemmt. Bei 
Hochwasser ist davon auszugehen, dass Qualmwasser auftritt. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 Wasserhaushaltsgesetz jeden Bauherrn verpflichtet, sich 
gegen Hochwasser und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das 
im Vergleich zum Grundwasserkörper (zusammenhängende wasserge-
sättigte Bodenmassen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehe-
nen Baukörper wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwas-
serstandes verändern. 
 
Die Tragfähigkeit des Baugrundes wurde fachgutachterlich nachgewie-
sen (Geotechnischer Bericht, Neubau von neun Wohnhäusern mit Ga-
ragen Alte Garten in Leverkusen-Bürrig, Middendorf Geoservice GBR, 
Leverkusen, Oktober 2015). Auf die hierin ausgesprochenen Empfeh-
lungen zur Gründung wird verwiesen. 
 
Fragen der Haftung für Schäden während der Bauphase können nicht 
im Rahmen des Bebauungsplanes geregelt werden. 
 
Zu 2: Fragen der Haftung für erschütterungsbedingte Schäden können 
nicht im Rahmen des Bebauungsplanes geregelt werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung zu 1 wird teilweise gefolgt, der Äußerung zu 2 wird nicht 
gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Auf das Plangebiet wirken Lärmimmissionen der viergleisigen Zugstre-
cke der Deutschen Bahn (Köln - Düsseldorf) und der Bundesautobahn 
A 3 ein. Eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult GmbH, 
August 2018) ergab, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 
(Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an keinem der 
geplanten Gebäude eingehalten werden. Die gutachterliche 
Untersuchung berücksichtigt in Abstimmung mit dem zuständigen 
Fachbereich auch die neuesten Entwicklungen im Zugverkehr. 
 
Den Berechnungsergebnissen zufolge wird an keinem der geplanten 
Gebäude der in einem allgemeinen Wohngebiet zum Tageszeitraum 
zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) und der 
zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert von 
45 dB(A) eingehalten. An der nordöstlichen Seite des Baufeldes erge-
ben sich Beurteilungspegel von bis zu 61 dB(A) im Tages- und bis zu 
57 dB(A) im Nachtzeitraum. Ursache hierfür ist insbesondere der 
Schienenverkehr auf der etwa 120 m entfernten viergleisigen Zugstre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf. 
 
Aufgrund der Abstands- und Höhenverhältnisse und der bereits vor-
handenen Schallschutzwand an der Bahntrasse wird eine weitere 
Schallabschirmung auf dem Plangebiet wenig flächendeckende Wir-
kung zeigen. Aktive Schallschutzmaßnahmen an der Bahntrasse oder 
der A3 müssten mindestens 4 – 5 m hoch sein und eine Länge von 
mehreren hundert Metern aufweisen, um überhaupt eine zusätzliche 
Wirkung zu erzielen. Es werden deshalb passive Schallschutzmaß-
nahmen festgesetzt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgebliche Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Hierdurch wird 
eine ausreichende Schalldämmung sichergestellt. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passi-
ven Schallschutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachver-
ständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass infolge eines nied-
rigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforderungen an 
die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 
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Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich bei Wohnungen fest-
gesetzt, dass die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein 
Fenster zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfü-
gen, mit einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten 
sind (z. B. schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen 
Lärmschutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sicherge-
stellt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der Technischen Betriebe der 
Stadt Leverkusen sowohl zur Aufnahme des zusätzlichen Schmutzwas-
sers als auch des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers 
ausreichend leistungsfähig.  
 
Das Plangebiet wird zudem durch den Rückstau des Rheinhochwas-
sers negativ beeinflusst. Es liegt im hochwassergefährdeten Bereich 
und wird durch einen Deich geschützt, der das Gebiet bis zu einem 
200-jährigen Hochwasser (BHW 200) sichert. Eine Gefahrensituation 
ergibt sich bei Extremhochwässern des Rheins > BHW 200 bzw. bei 
Versagen der Hochwasserschutzeinrichtung (Rückstaudeich). Bei Ver-
sagen des Deiches oder bei einem Bemessungshochwasser (BHW) 
größer 200, z. B. BHW 300 oder 500, wird das Plangebiet über-
schwemmt. Bei Hochwasser ist davon auszugehen, dass Qualmwasser 
auftritt. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan „Bürrig-Nord“ bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen. Die Zahl der Wohneinheiten 
wurde im Vergleich zu der ursprünglich angedachten Planung - das 
Planverfahren für die „große Lösung“ wurde 2007 eingestellt - ungefähr 
halbiert. Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplan-
te Neubebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Ver-
änderungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man 
davon ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine An-
liegerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbeson-
dere unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Zu 2: Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig 
hergestellt worden, insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträ-
ge gemäß Kommunalabgabengesetz (KAG) durch die Anlieger gezahlt 
worden, obwohl sie die Straße täglich benutzen. Nach dem Endausbau 
haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich Erschlie-
ßungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unabhängig 
von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau ohne neues 
Baugebiet entstehen. 
 
Zu 3: Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine 
Sicht, Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern 
selbst verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung 
zu einer Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der 
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Verkehrssituation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebau-
ungsplanverfahrens geregelt werden.  
 
Der Zufahrtsbereich von der Straße „Alte Garten“ in die Planstraße 
wurde in den Geltungsbereich einbezogen, um die erforderliche Fläche 
zum Einbiegen zu sichern. In diesem Bereich wird ein Parkverbot zu 
beschildern sein. Im Bebauungsplan ist die nicht festsetzbar. Dafür sind 
neun Parkplätze im öffentlichen Straßenraum der Planstraße geplant, 
die der gesamten Öffentlichkeit zur Verfügung stehen.  
 
Zu 4: Fragen der Haftung für Schäden durch Schwerlastverkehr 
während der Bauphase können nicht im Rahmen des Bebauungsplanes 
geregelt werden. Baustellenverkehr ist hinzunehmen. Die Straße „Alte 
Garten“ ist noch nicht endausgebaut, d. h. bisher hat nur die Stadt ge-
zahlt, die Anlieger noch nie, obwohl sie sie immer nutzen. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Plangebiet stellt durch teilweise alte Baumbestände einen potenti-
ell hochwertigen Lebensraum für Pflanzen und Tiere dar. Eulenvor-
kommen wurden vermutet. Eine Artenschutzvorprüfung (Planungsgrup-
pe Grüner Winkel, Juni 2014) wurde durchgeführt.  
 
Aufgrund der Hinweise aus der Öffentlichkeit auf Steinkauzvorkommen 
wurde zusätzlich zur bereits erfolgten Artenschutzvorprüfung ein ergän-
zendes Artenschutzgutachten beauftragt. Mit dem ergänzenden Arten-
schutzgutachten (Planungsgruppe Grüner Winkel, Juli 2015) wurde 
zweifelsfrei nachgewiesen, dass Hinweise auf den Steinkauz nicht vor-
liegen. Die Prüfung ergab, dass bei Einhaltung der üblichen Vermei-
dungsmaßnahmen keine Verbotstatbestände bei planungsrelevanten 
Arten oder sonstigen europäischen Vogelarten eintreten. Eine essenti-
elle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten Umfelds als Nah-
rungshabitat oder Jagdhabitat ist nicht erkennbar. Quartiere sind von 
der Planung nicht betroffen. Entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
sind daher nicht erforderlich. 
 
Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren zudem 
berücksichtigt, indem durch einen Gutachter eine Bilanzierung des 
Eingriffs durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen wur-
den. Der Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die geplante 
Wohnbebauung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstämmen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pfer-
deweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Bäumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
Die vorhandene Ostbaumwiese liegt innerhalb einer im FNP 
dargestellten Wohnbaufläche und ist damit Wohnbaupotentialfläche. 
Das Plangebiet liegt im Siedlungszusammenhang und arrondiert den 
Siedlungsbereich Bürrig. Einer Bebauung dieser Fläche wird vor dem 
Hintergrund des dringenden Bedarfs an Wohnraum Priorität vor dem 
Erhalt der Obstbaumwiese eingeräumt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der Technischen Betrie-
be der Stadt Leverkusen sowohl zur Aufnahme des zusätzlichen 
Schmutzwassers als auch des im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers ausreichend leistungsfähig. Die gesicherte Erschlie-
ßung (zu der die Entwässerung gehört) ist durch den Investor herzustel-
len. Die Stadt wird hierzu einen Erschließungsvertrag mit dem Investor 
abschließen. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
Zu 2: Fragen nach der Solvenz der genannten Person, die nicht der 
Investor ist, sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Im 
Erschließungsvertrag wird geregelt, dass der Investor die Planstraße 
herstellt und diese anschließend kostenfrei an die Stadt übergibt. Der 
Stadt entstehen keine Kosten. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
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Zu 2: Die Themen Natur und Tierschutz wurden im Verfahren 
berücksichtigt. So wurde zum einen eine Artenschutzprüfung (Pla-
nungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 2015) erarbeitet, die im 
Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten 
Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennen ließ. 
Auch Quartiere sind von der Planung nicht betroffen. Entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Zum anderen wurden durch einen Gutachter im weiteren Verfahren 
eine Bilanzierung des Eingriffs durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen 
vorgeschlagen. Der Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die ge-
plante Wohnbebauung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstömmen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pfer-
deweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
Zu 3: Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind insgesamt zwei 
Beteiligungsverfahren im § 3 Absatz 1 und Absatz 2 des Baugesetzbu-
ches gesetzlich verankert. Neben der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-
gung, die hiermit durchgeführt wurde, wird die Öffentlichkeit ein zweites 
Mal während der öffentlichen Auslegung beteiligt. Dann haben die Bür-
ger während einer einmonatigen Auslegungsfrist erneut die Möglichkeit, 
Äußerungen und Stellungnahmen vorzubringen, über die dann der Rat 
im Einzelnen entscheidet. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Unabhängig davon, dass 1 km Schulweg auch von Kindern in 
ca. 15 Minuten fußläufig bewältigt werden kann, ist für die 
Verkehrssituation außerhalb des Plangebietes der Bebauungsplan nicht 
verantwortlich.  
 
Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im Januar 
2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISAPLAN, 
15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebauungsplan 
Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils realisiert. Im Er-
gebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungsfähig, um 
den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs geplanten Ein-
familienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
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verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
Es ist gängige Praxis, dass die Kosten für die Gutachter vom Investor 
übernommen werden. Die unabhängigen Gutachter sind der Stadt 
Leverkusen durch jahrelange Tätigkeit bekannt. Die Gutachten wurden 
zudem in enger Abstimmung mit der Stadtverwaltung erstellt und durch 
die Fachdienststellen der Verwaltung geprüft. Die Neutralität ist damit 
ausreichend gewährleistet.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Für die Verkehrssituation außerhalb des Plangebietes ist der Bebau-
ungsplan nicht verantwortlich. Die Einrichtung eines Halteverbotes in 
der Straße „Entenpfuhl“ ist nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes. 
Gleichwohl wurde sie dem zuständigen Fachbereich Straßenverkehr 
zugeleitet.  
 
Derzeit ist auf der östlichen Straßenseite ein absolutes Haltverbot aus-
geschildert, um bereits bestehende gesetzliche Haltverbote zu verdeut-
lichen. Die Straße „Entenpfuhl“ besitzt an dieser Örtlichkeit überwie-
gend einen schmalen Straßenquerschnitt. Wenn abzüglich der parken-
den/haltenden Fahrzeuge am rechten Fahrbahnrand weniger als drei 
Meter aufgrund des Straßenquerschnitts verbleiben, ergibt sich somit 
kraft Gesetzes ein Haltverbot. Dieses Verbot soll mit der vorhandenen 
Beschilderung verdeutlicht werden. Auf der gegenüberliegenden Stra-
ßenseite grenzen verschiedene private Grundstücke an. Im Rahmen 
von mehreren Ortsterminen wurde festgestellt, dass Anwohner ihr 
Fahrzeug überwiegend auf den privaten Grundstücken parken, so dass 
lediglich ein Teilstück der Fahrzeuge auf die Straße ragt. Diese Teilstü-
cke beeinträchtigen den öffentlichen Verkehrsraum jedoch nur minimal, 
zumal die notwendige Straßenbreite von mindestens drei Metern wei-
terhin erfüllt bleibt. Weiterhin wirkt sich dieses Parkverhalten als zusätz-
liche Verkehrsberuhigung in der Straße aus. Zudem wurde festgestellt, 
dass aufgrund Heckenbewuchs und Pollern auf den Privatgrundstücken 
ein weitreichendes halbseitiges Parken auf der Straße nicht möglich ist, 
so dass ausreichend Ausweichflächen gegeben sind. Aus den o. g. 
Gründen kann die Durchführung der gewünschten Maßnahme nicht 
erfolgen.  
 
Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im Januar 
2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISAPLAN, 
15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebauungsplan 
Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils realisiert. Im Er-
gebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungsfähig, um 
den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs geplanten Ein-
familienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
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Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im Januar 
2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISAPLAN, 
15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebauungsplan 
Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils realisiert. Im Er-
gebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungsfähig, um 
den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs geplanten Ein-
familienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Für die bestehende Verkehrssituation außerhalb des Plangebietes ist 
der jetzt geplante Bebauungsplan nicht verantwortlich. Die Einrichtung 
eines Halteverbotes in der Straße „Entenpfuhl“ ist nicht Bestandteil die-
ses Bebauungsplanes. Gleichwohl wurde sie dem zuständigen Fachbe-
reich Straßenverkehr zugeleitet. 
 
Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im Januar 
2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISAPLAN, 
15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebauungsplan 
Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils realisiert. Im Er-
gebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungsfähig, um 
den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs geplanten Ein-
familienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
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Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der Technischen Betrie-
be der Stadt Leverkusen sowohl zur Aufnahme des zusätzlichen 
Schmutzwassers als auch des im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers ausreichend leistungsfähig. Die gesicherte Erschlie-
ßung (zu der die Entwässerung gehört), ist durch den Investor herzu-
stellen.  
 
Das Plangebiet wird durch den Rückstau des Rheinhochwassers nega-
tiv beeinflusst. Es liegt im hochwassergefährdeten Bereich und wird 
durch einen Deich geschützt, der das Gebiet bis zu einem 200-
jährlichen Hochwasser (BHW 200) sichert. Eine Gefahrensituation 
ergibt sich bei Extremhochwässern des Rheins > BHW 200 bzw. bei 
Versagen der Hochwasserschutzeinrichtung (Rückstaudeich). Bei Ver-
sagen des Deiches oder bei einem Bemessungshochwasser (BHW) 
größer 200, z. B. BHW 300 oder 500, wird das Plangebiet über-
schwemmt. Bei Hochwasser ist davon auszugehen, dass Qualmwasser 
auftritt. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
Auf das Plangebiet wirken Lärmimmissionen der viergleisigen Zugstre-
cke der Deutschen Bahn (Köln - Düsseldorf) und der Bundesautobahn 
A 3 ein. Eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult GmbH, 
August 2018) ergab, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 
(Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an keinem der 
geplanten Gebäude eingehalten werden. Die gutachterliche 
Untersuchung berücksichtigt in Abstimmung mit dem zuständigen 
Fachbereich auch die neuesten Entwicklungen im Zugverkehr. 
 
Den Berechnungsergebnissen zufolge wird an keinem der geplanten 
Gebäude der in einem allgemeinen Wohngebiet zum Tageszeitraum 
zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) und der 
zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert von 
45 dB(A) eingehalten. An der nordöstlichen Seite des Baufeldes erge-
ben sich Beurteilungspegel von bis zu 61 dB(A) im Tages- und bis zu 
57 dB(A) im Nachtzeitraum. Ursache hierfür ist insbesondere der 
Schienenverkehr auf der etwa 120 m entfernten viergleisigen Zugstre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf. 
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Aufgrund der Abstands- und Höhenverhältnisse und der bereits vor-
handenen Schallschutzwand an der Bahntrasse wird eine weitere 
Schallabschirmung auf dem Plangebiet wenig flächendeckende Wir-
kung zeigen. Aktive Schallschutzmaßnahmen an der Bahntrasse oder 
der A3 müssten mindestens 4 – 5 m hoch sein und eine Länge von 
mehreren hundert Metern aufweisen, um überhaupt eine zusätzliche 
Wirkung zu erzielen. Es werden deshalb passive Schallschutzmaß-
nahmen festgesetzt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgebliche Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Hierdurch wird 
eine ausreichende Schalldämmung sichergestellt. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passi-
ven Schallschutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachver-
ständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass infolge eines nied-
rigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforderungen an 
die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 
 
Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich bei Wohnungen fest-
gesetzt, dass die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein 
Fenster zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfü-
gen, mit einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten 
sind (z.B. schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen 
Lärmschutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sicherge-
stellt. 
 
Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren 
berücksichtigt. So wurde zum einen eine Artenschutzprüfung (Pla-
nungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 2015) erarbeitet, die im 
Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten 
Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennen ließ. 
Auch Quartiere sind von der Planung nicht betroffen. Entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Zum anderen wurden durch einen Gutachter eine Bilanzierung des 
Eingriffs durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen vorgeschlagen. Der 
Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebau-
ung.  
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Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstämmen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pfer-
deweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
Zu 2: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
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hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 148 
 

 
 

A 33 165/II_Äußerung 33 vom 03.03.2015   
 

 

2) 

1) 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 149 
 

 
 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze durch die Anlieger wäre die 
Umgestaltung zu einer Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Ver-
besserung der Verkehrssituation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen 
dieses Bebauungsplanverfahrens geregelt werden. 
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Zu 2: Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren 
berücksichtigt. So wurde zum einen eine Artenschutzprüfung (Pla-
nungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 2015) erarbeitet, die im 
Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten 
Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennen ließ. 
Auch Quartiere sind von der Planung nicht betroffen. Entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Zum anderen wurden durch einen Gutachter eine Bilanzierung des 
Eingriffs durchgeführt und Ausgleichsmaßnahmen im Bebauungsplan 
festgesetzt. Der Ausgleich erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes im direkten Anschluss an die ge-
plante Wohnbebauung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstämmen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pfer-
deweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Bäumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des Lan-
desbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 2040 auf 
173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Leverkusen 
bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Leverkusen ist 
nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an Wohn-
bevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müssen 
zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge realisiert 
werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwicklung 
sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch familienori-
entierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
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Zu 2: Der vorhandene Kanal ist nach Auskunft der Technischen Betrie-
be der Stadt Leverkusen sowohl zur Aufnahme des zusätzlichen 
Schmutzwassers als auch des im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers ausreichend leistungsfähig. Die gesicherte Erschlie-
ßung (zu der die Entwässerung gehört) ist durch den Investor herzustel-
len.  
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
Auf das Plangebiet wirken Lärmimmissionen der viergleisigen Zugstre-
cke der Deutschen Bahn (Köln - Düsseldorf) und der Bundesautobahn 
A 3 ein. Eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult GmbH, 
August 2018) ergab, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 
(Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an keinem der 
geplanten Gebäude eingehalten werden. Die gutachterliche 
Untersuchung berücksichtigt in Abstimmung mit dem zuständigen 
Fachbereich auch die neuesten Entwicklungen im Zugverkehr. 
 
Den Berechnungsergebnissen zufolge wird an keinem der geplanten 
Gebäude der in einem allgemeinen Wohngebiet zum Tageszeitraum 
zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) und der 
zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert von 
45 dB(A) eingehalten. An der nordöstlichen Seite des Baufeldes erge-
ben sich Beurteilungspegel von bis zu 61 dB(A) im Tages- und bis zu 
57 dB(A) im Nachtzeitraum. Ursache hierfür ist insbesondere der 
Schienenverkehr auf der etwa 120 m entfernten viergleisigen Zugstre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf. 
 
Aufgrund der Abstands- und Höhenverhältnisse und der bereits vor-
handenen Schallschutzwand an der Bahntrasse wird eine weitere 
Schallabschirmung auf dem Plangebiet wenig flächendeckende Wir-
kung zeigen. Aktive Schallschutzmaßnahmen an der Bahntrasse oder 
der A3 müssten mindestens 4 – 5 m hoch sein und eine Länge von 
mehreren hundert Metern aufweisen, um überhaupt eine zusätzliche 
Wirkung zu erzielen. Es werden deshalb passive Schallschutzmaß-
nahmen festgesetzt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
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schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgebliche Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Hierdurch wird 
eine ausreichende Schalldämmung sichergestellt. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passi-
ven Schallschutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachver-
ständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass infolge eines nied-
rigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforderungen an 
die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 
 
Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich festgesetzt, bei Woh-
nungen die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein Fenster 
zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfügen mit 
einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten (z.B. 
schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen Lärm-
schutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sichergestellt. 
 
Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren 
berücksichtigt. So wurde zum einen eine Artenschutzprüfung (Pla-
nungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 2015) erarbeitet, die im 
Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten 
Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennen ließ. 
Auch Quartiere sind von der Planung nicht betroffen. Entsprechende 
Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht erforderlich. 
 
Zum anderen wurde eine naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichs-
bilanzierung durch einen Fachgutachter durchgeführt. Der Ausgleich 
erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebauung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstämmen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandenen Pfer-
deweide, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
Zu 3: Der Eingriff in das Gebiet wird gemäß Naturschutzrecht ausgegli-
chen, siehe Stellungnahme der Verwaltung zu Punkt 2. 
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Zur Verkehrssituation siehe Stellungnahme der Verwaltung zu Punkt 1. 
Die Verkehrszunahme liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen 
Schwankung“, d. h. der Mehrverkehr durch die geplante Bebauung ist 
nicht wahrnehmbar. Der „Durchgangsverkehr“ auf der Straße „Alte Gar-
ten“ beschränkt sich auf Verkehr zur Reuschenberger Mühle/Reitstall. 
Die fußläufige Erreichbarkeit der Schule bezieht sich auf die Entfer-
nung. Darauf, dass die Straße noch nicht endausgebaut ist und Eltern 
ihre Kinder zur Schule fahren, hat der Bebauungsplan keinen Einfluss. 
Zu den Lärmschutzmaßnahmen siehe Stellungnahme der Verwaltung 
zu Punkt 2. 
 
Auch die Fläche östlich des Plangebietes befindet sich innerhalb einer 
Wohnbaufläche des wirksamen Flächennutzungsplanes. Um die 
Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit Wohn-
raum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese können z. B. 
über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung und zwei-
tens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit vorhande-
nen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor diesem 
Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. Weiterhin 
ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von Wohn-
baupotenzialflächen notwendig. Es kann daher nicht ausgeschlossen 
werden, dass diese Fläche mittelfristig ebenfalls beplant wird.  
 
Zu 4: Das Plangebiet eignet sich nicht für eine Bebauung mit 
preiswertem Wohnraum, der üblicherweise in mehrgeschossigen 
Gebäuden untergebracht ist. Das Vorhaben setzt die aufgelockerte 
Einfamilienhaus-Wohnbebauung der Umgebung fort. Dennoch trägt 
auch dieses Vorhaben zur Entlastung der Wohnsituation bei, wenn 
junge Familien, die im Plangebiet Eigentum erwerben, ihre bisherigen 
Wohnungen frei ziehen und diese wieder dem Wohnungsmarkt zur 
Verfügung stellen.  
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1 und 2: Dass im Außenbereich nach § 35 BauGB nicht allgemein 
gebaut werden darf, ist richtig. Lediglich einzelne privilegierte Vorhaben 
wie zum Beispiel landwirtschaftliche Betriebe sind hier zulässig. Genau 
aus diesem Grund soll jetzt der Bebauungsplan aufgestellt werden. 
Gemäß § 1 Absatz 3 Baugesetzbuch haben die Gemeinden Bauleitplä-
ne aufzustellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwick-
lung und Ordnung erforderlich ist. Nach Rechtsverbindlichkeit des 
Bebauungsplanes werden Vorhaben nicht mehr nach § 35, sondern 
nach § 30 BauGB beurteilt. Eine Verletzung geltenden Rechts ist nicht 
erkennbar. 
 
In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des Lan-
desbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 2040 auf 
173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Leverkusen 
bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Leverkusen ist 
nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an Wohn-
bevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müssen 
zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge realisiert 
werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwicklung 
sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch familienori-
entierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Die Schaffung von Wohnraum hat vor dem Hintergrund der aktuellen 
Entwicklungen oberste Priorität in Leverkusen. Das Plangebiet ist im 
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen bereits als 
Wohnbaufläche dargestellt und damit Bauerwartungsland. Die Planung 
liegt im Siedlungszusammenhang und arrondiert die bestehende Orts-
lage Bürrig. 
 
Zu 3: Das Plangebiet tangiert den Umgebungsschutz der Denkmäler 
Reuschenberger Mühle und Cronenberg-Kreuz. Die Untere Denkmal-
behörde wurde im Verfahren beteiligt. Entsprechende gestalterische 
Festsetzungen wurden im Bebauungsplan getroffen. Für die geplanten 
Wohngebäude sind demnach nur Satteldächer zulässig sowie nicht 
glänzende, dunkle Eindeckungen. Auch sind blaue, gelbe und grüne 
Putzflächen unzulässig.  



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 162 
 

 
 

Zu 4: Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des rechtswirksamen 
Landschaftsplanes der Stadt Leverkusen mit dem Entwicklungsziel „Er-
halt einer mit natürlichen Landschaftselementen reich oder vielfältig 
ausgestatteten Landschaft“. Die Festsetzungen des Landschaftsplanes 
treten mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes zurück. Zurzeit be-
findet sich der Landschaftsplan in der Neuaufstellung. Im Entwurf 
(Stand: 2012) ist der Bereich des Plangebietes, der als Wohngebiet 
entwickelt werden soll, nicht als Bestandteil des Landschaftsplanes 
dargestellt. 
 
Zu 5: Empfehlungen zu technischen Vorkehrungen zum Schutz vor 
hoch anstehendem Grundwasser und aufsteigendem Qualmwasser bei 
Hochwasser werden in den Bebauungsplan als Hinweis aufgenommen.  
 
Zu 6: Dass im Rahmen eines Lärmgutachtens keine Messungen erfol-
gen, sondern Lärmwerte berechnet werden, ist gängige Praxis und 
ergibt sich aus den gesetzlichen Grundlagen. Grundsätzlich wird zwi-
schen Orientierungswerten und Grenzwerten unterschieden. Grenzwer-
te existieren für gewerblichen Lärm und sind zwingend einzuhalten; 
gewerblicher Lärm liegt im Plangebiet nicht vor. Zur Beurteilung von 
Lärmbelastungen durch Verkehrslärm, wie hier im Plangebiet vorlie-
gend, dienen Orientierungswerte, die grundsätzlich einer Abwägung 
offen stehen. 
 
Auf das Plangebiet wirken Lärmimmissionen der viergleisigen Zugstre-
cke der Deutschen Bahn (Köln - Düsseldorf) und der Bundesautobahn 
A 3 ein. Eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult GmbH, 
August 2018) ergab, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 
(Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an keinem der 
geplanten Gebäude eingehalten werden. Die gutachterliche 
Untersuchung berücksichtigt in Abstimmung mit dem zuständigen 
Fachbereich auch die neuesten Entwicklungen im Zugverkehr. 
 
Den Berechnungsergebnissen zufolge wird an keinem der geplanten 
Gebäude der in einem allgemeinen Wohngebiet zum Tageszeitraum 
zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) und der 
zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert von 
45 dB(A) eingehalten. An der nordöstlichen Seite des Baufeldes erge-
ben sich Beurteilungspegel von bis zu 61 dB(A) im Tages- und bis zu 
57 dB(A) im Nachtzeitraum. Ursache hierfür ist insbesondere der 
Schienenverkehr auf der etwa 120 m entfernten viergleisigen Zugstre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf. 
 
Aufgrund der Abstands- und Höhenverhältnisse und der bereits vor-
handenen Schallschutzwand an der Bahntrasse wird eine weitere 
Schallabschirmung auf dem Plangebiet wenig flächendeckende Wir-
kung zeigen. Aktive Schallschutzmaßnahmen an der Bahntrasse oder 
der A3 müssten mindestens 4-5 m hoch sein und eine Länge von meh-
reren hundert Metern aufweisen, um überhaupt eine zusätzliche Wir-
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kung zu erzielen. Es werden deshalb passive Schallschutzmaßnahmen 
festgesetzt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgeblichen Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Hierdurch wird 
eine ausreichende Schalldämmung sichergestellt. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passi-
ven Schallschutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachver-
ständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass infolge eines nied-
rigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforderungen an 
die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 
 
Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich festgesetzt, bei Woh-
nungen die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein Fenster 
zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfügen mit 
einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten (z. B. 
schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen Lärm-
schutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sichergestellt. 
 
Zu 7: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
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Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird in Punkt 5 gefolgt, in den übrigen Punkten nicht 
gefolgt.  
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Auf das Plangebiet wirken Lärmimmissionen der viergleisigen 
Zugstrecke der Deutschen Bahn (Köln - Düsseldorf) und der Bundesau-
tobahn A 3 ein. Eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult 
GmbH, August 2018) ergab, dass die Orientierungswerte der DIN 
18005 (Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an kei-
nem der geplanten Gebäude eingehalten werden. Die gutachterliche 
Untersuchung berücksichtigt in Abstimmung mit dem zuständigen 
Fachbereich auch die neuesten Entwicklungen im Zugverkehr. 
 
Den Berechnungsergebnissen zufolge wird an keinem der geplanten 
Gebäude der in einem allgemeinen Wohngebiet zum Tageszeitraum 
zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) und der 
zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert von 
45 dB(A) eingehalten. An der nordöstlichen Seite des Baufeldes erge-
ben sich Beurteilungspegel von bis zu 61 dB(A) im Tages- und bis zu 
57 dB(A) im Nachtzeitraum. Ursache hierfür ist insbesondere der 
Schienenverkehr auf der etwa 120 m entfernten viergleisigen Zugstre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf. 
 
Aufgrund der Abstands- und Höhenverhältnisse und der bereits vor-
handenen Schallschutzwand an der Bahntrasse wird eine weitere 
Schallabschirmung auf dem Plangebiet wenig flächendeckende Wir-
kung zeigen. Aktive Schallschutzmaßnahmen an der Bahntrasse oder 
der A3 müssten mindestens 4-5 m hoch sein und eine Länge von meh-
reren hundert Metern aufweisen, um überhaupt eine zusätzliche Wir-
kung zu erzielen. Es werden deshalb passive Schallschutzmaßnahmen 
festgesetzt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgeblichen Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Hierdurch wird 
eine ausreichende Schalldämmung sichergestellt. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passi-
ven Schallschutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachver-
ständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass infolge eines nied-
rigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforderungen an 
die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 
 
Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich festgesetzt, bei Woh-
nungen die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein Fenster 
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zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfügen mit 
einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten (z. B. 
schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen Lärm-
schutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sichergestellt. 
 
Zu 2: Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren 
umfassend berücksichtigt. So wurde zum einen eine 
Artenschutzprüfung (Planungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 
2015) erarbeitet, die im Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plan-
gebietes oder des direkten Umfeldes als Nahrungshabitat oder Jagdha-
bitat nicht erkennen ließ. Auch Quartiere sind von der Planung nicht 
betroffen. Entsprechende Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht er-
forderlich. 
 
Zu 3: Es wurde eine naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichs- 
bilanzierung durch einen Fachgutachter durchgeführt. Der Ausgleich 
erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebauung.  
 
In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des Lan-
desbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 2040 auf 
173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Leverkusen 
bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Leverkusen ist 
nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an Wohn-
bevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müssen 
zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge realisiert 
werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwicklung 
sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch familienori-
entierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Die Schaffung von Wohnraum hat vor dem Hintergrund der aktuellen 
Entwicklungen oberste Priorität in Leverkusen. Das Plangebiet ist im 
wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen als Wohnbau-
fläche dargestellt und damit Bauerwartungsland. Das Plangebiet ist 
eine der letzten Baulandreserven in Bürrig. Die Planung liegt im Sied-
lungszusammenhang und arrondiert die bestehende Ortslage. 
 
Zu 4: Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft wer-
den im nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festge-
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setzt. Auf der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obst-
baumwiese durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sor-
ten angelegt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschafts-
bildes und als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhan-
dene Pferdewerde, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnatur-
schutz, in eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur 
landschaftlichen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nörd-
lich der geplanten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebens-
raumtypischen Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhal-
ten. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird in Punkt 3 gefolgt, in den übrigen Punkten nicht 
gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wurden im 
Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchgeführt (ISA-
PLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der Bebau-
ungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils reali-
siert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leistungs-
fähig, um den zusätzlichen Verkehr von zunächst zehn, jetzt sechs ge-
planten Einfamilienhäusern aufzunehmen.  
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der Straßen (zugeparkt, keine Sicht, 
Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den Anliegern selbst 
verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umgestaltung zu einer 
Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesserung der Verkehrssi-
tuation. Dies kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
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Zu 2: Auf das Plangebiet wirken Lärmimmissionen der viergleisigen 
Zugstrecke der Deutschen Bahn (Köln - Düsseldorf) und der Bundesau-
tobahn A 3 ein. Eine schalltechnische Untersuchung (Peutz Consult 
GmbH, August 2018) ergab, dass die Orientierungswerte der DIN 
18005 (Schallschutz im Städtebau) für allgemeine Wohngebiete an kei-
nem der geplanten Gebäude eingehalten werden. Die gutachterliche 
Untersuchung berücksichtigt in Abstimmung mit dem zuständigen 
Fachbereich auch die neuesten Entwicklungen im Zugverkehr. 
 
Den Berechnungsergebnissen zufolge wird an keinem der geplanten 
Gebäude der in einem allgemeinen Wohngebiet zum Tageszeitraum 
zulässige schalltechnische Orientierungswert von 55 dB(A) und der 
zum Nachtzeitraum zulässige schalltechnische Orientierungswert von 
45 dB(A) eingehalten. An der nordöstlichen Seite des Baufeldes erge-
ben sich Beurteilungspegel von bis zu 61 dB(A) im Tages- und bis zu 
57 dB(A) im Nachtzeitraum. Ursache hierfür ist insbesondere der 
Schienenverkehr auf der etwa 120 m entfernten viergleisigen Zugstre-
cke zwischen Köln und Düsseldorf. 
 
Aufgrund der Abstands- und Höhenverhältnisse und der bereits vor-
handenen Schallschutzwand an der Bahntrasse wird eine weitere 
Schallabschirmung auf dem Plangebiet wenig flächendeckende Wir-
kung zeigen. Aktive Schallschutzmaßnahmen an der Bahntrasse oder 
der A3 müssten mindestens 4-5 m hoch sein und eine Länge von meh-
reren hundert Metern aufweisen, um überhaupt eine zusätzliche Wir-
kung zu erzielen. Es werden deshalb passive Schallschutzmaßnahmen 
festgesetzt. 
 
Aufgrund der Verkehrslärmimmissionen im Plangebiet existieren Anfor-
derungen an die Schalldämmung der Außenbauteile von Gebäuden. 
Bei der Errichtung und Änderung von Gebäuden sind die Außenbauteile 
schutzbedürftiger Räume mindestens gemäß den Anforderungen nach 
DIN 4109-1 „Schallschutz im Hochbau - Teil 1: Mindestanforderungen“, 
Januar 2018, Kapitel 7 (DIN 4109-1: 2018-01) auszubilden. Der dafür 
maßgeblichen Außenlärmpegel La für den Tag wird flächendeckend mit 
63 dB(A) festgesetzt. Der maßgebliche Außenlärmpegel La für die 
Nacht wird flächendeckend mit 66 dB(A) festgesetzt. Hierdurch wird 
eine ausreichende Schalldämmung sichergestellt. 
 
Ausnahmsweise kann von den getroffenen Festsetzungen zum passi-
ven Schallschutz abgewichen werden, soweit mittels eines Sachver-
ständigen für Schallschutz nachgewiesen wird, dass infolge eines nied-
rigeren maßgeblichen Außenlärmpegels geringere Anforderungen an 
die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen zu stellen sind. 
 
Aufgrund der hohen Nachtwerte wurde zusätzlich festgesetzt, bei Woh-
nungen die dem Schlafen dienenden Räume, die nicht über ein Fenster 
zu Fassaden mit Beurteilungspegeln ≤ 45 dB(A) nachts verfügen mit 
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einer geeigneten, fensterunabhängigen Lüftung auszustatten (z. B. 
schallgedämmte Lüftungssysteme). Durch die vorgesehenen Lärm-
schutzmaßnahmen werden gesunde Wohnverhältnisse sichergestellt. 
 
Zu 3: Das Plangebiet wird durch den Rückstau des Rheinhochwassers 
negativ beeinflusst. Es liegt im hochwassergefährdeten Bereich und 
wird durch einen Deich geschützt, der das Gebiet bis zu einem 200-
jährlichen Hochwasser (BHW 200) sichert. Eine Gefahrensituation 
ergibt sich bei Extremhochwässern des Rheins > BHW 200 bzw. bei 
Versagen der Hochwasserschutzeinrichtung (Rückstaudeich). Bei Ver-
sagen des Deiches oder bei einem Bemessungshochwasser (BHW) 
größer 200, z. B. BHW 300 oder 500, wird das Plangebiet über-
schwemmt. Bei Hochwasser ist davon auszugehen, dass Qualmwasser 
auftritt. 
 
Da das Plangebiet zwar außerhalb des gesetzlichen Überschwem-
mungsgebietes, aber noch innerhalb des hochwassergefährdeten Be-
reichs liegt, wird in den Bebauungsplan ein Hinweis aufgenommen, der 
gemäß § 5 WHG jeden Bauherrn verpflichtet, sich gegen Hochwasser 
und aufsteigendes Grundwasser abzusichern. Das im Vergleich zum 
Grundwasserkörper (zusammenhängende wassergesättigte Boden-
massen) verschwindend kleine Volumen der vorgesehenen Baukörper 
wird weder die Höhe noch den Verlauf des Grundwasserstandes ver-
ändern. 
 
Zu 4: Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren 
umfassend berücksichtigt. So wurde zum einen eine 
Artenschutzprüfung (Planungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 
2015) erarbeitet, die im Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plan-
gebietes oder des direkten Umfeldes als Nahrungshabitat oder Jagdha-
bitat nicht erkennen ließ. Auch Quartiere sind von der Planung nicht 
betroffen. Entsprechende Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht er-
forderlich. 
 
Zum anderen wurde eine naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichs-
bilanzierung durch einen Fachgutachter durchgeführt. Der Ausgleich 
erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebauung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandene Pfer-
dewerde, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
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planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Im Bebauungsplan ist die Festsetzung eines allgemeinen 
Wohngebietes geplant. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1 und 2: Es liegt in der Planungshoheit der Stadt Leverkusen, 
Planungsrecht für dringend benötigten Wohnraum zu schaffen. 
Nationale und internationale rechtliche Vorgaben (zum Beispiel Arten-
schutz) finden dabei Berücksichtigung. 
 
In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2015 des Lan-
desbetriebes Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
wird für die Stadt Leverkusen ein Bevölkerungswachstum bis 2040 auf 
173.600 Einwohner prognostiziert. Am 31.10.2016 wies Leverkusen 
bereits eine Einwohnerzahl von 166.144 auf. Die Stadt Leverkusen ist 
nicht nur vor die Aufgabe gestellt, für die zunehmende Zahl an Wohn-
bevölkerung ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Derzeit müssen 
zusätzlich noch angemessene Unterkünfte für die Flüchtlinge realisiert 
werden. Schon allein aus dieser jüngsten Zuwanderungsentwicklung 
sind weitere, zum einen bezahlbare Wohnungen, aber auch familienori-
entierte Wohnangebote mit Eigentumsbildung dringend erforderlich. 
 
Um die Wohnbevölkerung bis 2020 und darüber hinaus ausreichend mit 
Wohnraum zu versorgen, fehlen derzeit Wohnbauflächen. Diese kön-
nen z. B. über eine zumindest in Teilen höhere Dichte der Bebauung 
und zweitens aus dem Bestand heraus entwickelt werden. Die derzeit 
vorhandenen Bauflächenpotenziale für den Wohnungsbau müssen vor 
diesem Hintergrund in Gänze einer Wohnnutzung zugeführt werden. 
Weiterhin ist zur Deckung des Bedarfes eine verstärkte Aktivierung von 
Wohnbaupotenzialflächen notwendig. 
 
Zu 3: Im Rahmen der Umweltprüfung zum Bebauungsplan wurde auch 
geprüft, ob die Nähe des Plangebietes zum genannten FFH-Gebiet eine 
FFH-Vorprüfung erforderlich macht. Diese konnte verneint werden. Im 
Rahmen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags wurden Vermei-
dungs-, Minderungs- und Ausgleichmaßnahmen entwickelt. Die pla-
nungsrelevanten Arten wurden ermittelt und, soweit erforderlich, Ver-
meidungsmaßnahmen konzipiert, um das Eintreten von Verbotstatbe-
ständen nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-4 zu vermeiden. 
 
Die Beteiligung der Unteren Landschaftsbehörde der Stadt Leverkusen 
im Verfahren erbrachte ebenfalls keine Hinweise auf die Erforderlichkeit 
einer FFH-Vorprüfung. 
 
Zu 4 und 5: Das Plangebiet stellt durch teilweise alte Baumbestände 
einen potentiell hochwertigen Lebensraum für Pflanzen und Tiere dar. 
Eulenvorkommen wurden vermutet. Eine Artenschutzvorprüfung (Pla-
nungsgruppe Grüner Winkel, Juni 2014) wurde durchgeführt. Im Ergeb-
nis ist eine essentielle Bedeutung des Plangebiets oder des direkten 
Umfelds als Nahrungshabitat oder Jagdhabitat nicht erkennbar. Quar-
tiere sind von der Planung nicht betroffen.  
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Aufgrund der Hinweise aus der Öffentlichkeit auf Steinkauzvorkommen 
wurde zusätzlich zur bereits erfolgten Artenschutzvorprüfung ein ergän-
zendes Artenschutzgutachten (Planungsgruppe Grüner Winkel, Nüm-
brecht, Juli 2015) beauftragt. Mit dem ergänzenden Artenschutzgutach-
ten wurde zweifelsfrei nachgewiesen, dass Hinweise auf den Steinkauz 
nicht vorliegen. Für eine Einstellung des Planverfahrens aus Arten-
schutzgründen liegen keinerlei Hinweise vor. 
 
Zu 6: Zur Offenlage des Bebauungsplanes wurde eine Umweltprüfung 
erstellt, deren Ergebnis in einem Umweltbericht gemäß § 2a BauGB 
Bestandteil der Begründung wird. Zur frühzeitigen Beteiligung ist dies 
nicht üblich. Der Umweltbericht ist ein gesonderter, selbstständiger Teil 
der Begründung. In dem Umweltbericht werden die Auswirkungen der 
Planung auf die verschiedenen Umweltbelange beschrieben und be-
wertet.  
 
Zur Beurteilung der Auswirkungen wurden folgende Gutachten erarbei-
tet: Lärmgutachten (Peutz Consult, August 2018), Artenschutzprüfung 
(Planungsgruppe Grüner Winkel, Juli 2015), Bodengutachten (Altlas-
tenverdacht, Niederschlagswasserversickerung) (Middendorf-
Geoservice GBR, Oktober 2015). Weitere Gutachten sind nach derzei-
tigem Erkenntnisstand nicht erforderlich. 
 
Zu 7: Der Gesetzgeber ermöglicht durch den § 11 des Baugesetzbu-
ches den Städten und Gemeinden, sich bei Planungen die Kosten für 
die Planung und die Gutachten vom Investor erstatten zu lassen. Die 
Planungshoheit verbleibt jedoch bei der Stadt. Dadurch ist die erforder-
liche Neutralität gewährleistet. Das beauftragte Planungsbüro entwickelt 
Vorschläge, die Prüfung erfolgt durch die Verwaltung, die Entscheidung 
hat die Politik. 
 
Zu 8 und 9: Zur Erfassung und Bewertung der Verkehrssituation wur-
den im Januar 2015 Zählungen auf der Straße "Entenpfuhl" durchge-
führt (ISAPLAN, 15.01 bis 18.01.2015). Zu diesem Zeitpunkt war der 
Bebauungsplan Bürrig Nord bereits rechtsverbindlich und größtenteils 
realisiert. Im Ergebnis sind die vorhandenen Straßen ausreichend leis-
tungsfähig, um den zusätzlichen Verkehr von 10 Einfamilienhäusern 
aufzunehmen. Dies gilt erst recht für die reduzierte Anzahl von sechs 
Einfamilienhäusern. 
 
Die Zusatzbelastung aus dem kleinen Gebiet durch die geplante Neu-
bebauung ist derart gering, dass hier keine nennenswerten Verände-
rungen zum heutigen Zustand zu erwarten sind. Selbst wenn man da-
von ausgehen würde, dass in jedem der Einzelhäuser noch eine Anlie-
gerwohnung gebaut würde, hielten sich die Mehrverkehre, insbesonde-
re unter Berücksichtigung des vorhandenen Verkehrs, weiterhin im 
Rahmen. Insgesamt werden bei sechs Wohneinheiten ca. 44 Pkw-
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Fahrten/Tag erzeugt. (ISAPLAN, Neuberechnungen zur Verkehrser-
zeugung auf Grundlage von 6 Wohneinheiten, August 2018). 
 
Folgende Verkehrsbelastungen wurden in den Zählintervallen Donners-
tag, 15.01.2015, bis Sonntag, 18.01.2015, erhoben: 
15.01.2015:  1.496 Kfz/24h 
16.01.2015:  1.399 Kfz/24h 
17.01.2015:  1.113 Kfz/24h 
18.01.2015:     887 Kfz/24h 
Zusätzlich wurde der Neuverkehr eines mittleren Werktages ermittelt. 
Dieser liegt in einer Größenordnung von ca. 44 Pkw-Bewegungen/24h. 
Aufgrund der vorhandenen geringen Grundbelastung ist dies aus ver-
kehrlicher Sicht als verträglich zu betrachten. Die Verkehrszunahme 
liegt im Bereich der täglichen „verkehrlichen Schwankung“, d. h. der 
Mehrverkehr durch die Planung ist nicht wahrnehmbar. Es sind keine 
peripheren Maßnahmen notwendig. 
 
Die Straße „Alte Garten“ ist noch nicht abschließend erstmalig herge-
stellt worden; insofern sind auch noch keine Erschließungsbeiträge ge-
mäß Kommunalabgabengesetz (KAG) gezahlt worden. Nach dem End-
ausbau haben alle anliegenden Grundstückseigentümer grundsätzlich 
Erschließungsbeiträge zu zahlen. Diese Beitragsverpflichtung ist unab-
hängig von der neuen Bebauung, sie würde auch beim Endausbau oh-
ne neues Baugebiet entstehen. 
 
Der negative Nutzungszustand der umgebenden Straßen (zugeparkt, 
keine Sicht, Gefährdung von Fußgängern) ist überwiegend von den An-
liegern selbst verursacht. Bei Verzicht auf Parkplätze wäre die Umge-
staltung zu einer Mischfläche ein denkbarer Weg zu einer Verbesse-
rung der Verkehrssituation. Dies wie auch die Verkehrssituation im 
Mühlenweg kann jedoch nicht im Rahmen dieses Bebauungsplanver-
fahrens geregelt werden. 
 
Zu 10: Der Mühlenweg liegt außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Bebauungsplanes. Die Situation um den Mühlenweg ist lärmmäßig vor-
belastet. Eine Erhöhung der Verkehrs- und Lärmbelastung durch Neu-
verkehre aus dem Plangebiet ist nicht gegeben.  
 
Zu 11: Aus den vorliegenden Daten ist die Notwendigkeit eines Luft-
schadstoffgutachtens für den Bebauungsplan nicht erkennbar. Der 
Fachbereich Umwelt wurde im Verfahren beteiligt und hat keinen 
entsprechenden Gutachtenbedarf erkannt.  
 
Bei der Umsetzung des Wohngebietes soll durch den Einsatz klimazer-
tifizierter Haustypen den Ansprüchen an eine nachhaltige Bauweise 
entsprochen und die Vorgabe der Energieeinsparverordnung übertrof-
fen werden. Der Bebauungsplan schafft die Voraussetzungen zur akti-
ven und passiven Nutzung der solaren Strahlungsenergie. Die Ausrich-
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tung der Gebäude unterstützt die Nutzung der solaren Strahlungs-
energie 
 
Zu 12: Gemäß Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB wurde eine Um-
weltprüfung erstellt, deren Ergebnis in einem Umweltbericht dargestellt 
ist. Der Umweltbericht ist ein gesonderter, selbstständiger Teil der Be-
gründung. Im Umweltbericht werden die Auswirkungen der Planung auf 
die verschiedenen Umweltbelange, zu dem auch das Schutzgut Boden 
gehört, beschrieben und bewertet. Die Umweltprüfung kommt zu dem 
Ergebnis, dass erhebliche Beeinträchtigungen des im Plangebiet be-
sonders schutzwürdigen Bodens und seiner Funktionen infolge der Bo-
denversiegelung und Überbauung trotz Schutzmaßnahmen und Teil-
kompensation der Auswirkungen nicht vollständig vermieden werden 
können. In der Gesamtschau wird der Entwicklung des Baugebietes im 
Rahmen der Abwägung ein höheres Gewicht eingeräumt als dem 
Schutz des Bodens. 
 
Zu 13: Die ökologisch wertvolle Obstbaumwiese wird im Verfahren 
umfassend berücksichtigt. So wurde zum einen eine 
Artenschutzprüfung (Planungsgruppe Grüner Winkel, Nümbrecht, Juli 
2015) erarbeitet, die im Ergebnis eine essentielle Bedeutung des Plan-
gebietes oder des direkten Umfeldes als Nahrungshabitat oder Jagdha-
bitat nicht erkennen ließ. Auch Quartiere sind von der Planung nicht 
betroffen. Entsprechende Ausgleichsmaßnahmen sind daher nicht er-
forderlich. 
 
Zum anderen wurde eine naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichs- 
bilanzierung durch einen Fachgutachter durchgeführt. Der Ausgleich 
erfolgt ortsnah im hierfür erweiterten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes im direkten Anschluss an die geplante Wohnbebauung.  
 
Zum Ausgleich des Eingriffs in Boden, Natur und Landschaft werden im 
nördlichen Plangebiet die Ausgleichsflächen A1 bis A3 festgesetzt. Auf 
der bisher intensiv genutzten Pferdeweide wird eine Obstbaumwiese 
durch Pflanzung von 30 Obsthochstammen heimischer Sorten ange-
legt, gepflegt und entwickelt. Zur Aufwertung des Landschaftsbildes und 
als ökologischer Ausgleich wird ein Teilbereich der vorhandene Pfer-
dewerde, in Anlehnung der Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz, in 
eine extensiv genutzte Glatthaferwiese umgewandelt. Zur landschaftli-
chen Einbindung und als ökologischer Ausgleich wird nördlich der ge-
planten Bebauung eine freiwachsende Hecke mit lebensraumtypischen 
Sträuchern und Baumen gepflanzt und dauerhaft erhalten. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird nicht gefolgt. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Das Plangebiet tangiert den Umgebungsschutz der Denkmäler 
Reuschenberger Mühle und Cronenberg-Kreuz. Die Untere 
Denkmalbehörde wurde im Verfahren beteiligt und hat sich 
entsprechend geäußert. Für die geplanten Wohngebäude bedeutet 
dies, dass ausschließlich Satteldächer sowie nicht glänzende, dunkle 
Eindeckungen zulässig sind. Auch sind blaue, gelbe und grüne 
Putzflächen unzulässig. Entsprechende gestalterische Festsetzungen 
wurden in den Bebauungsplan aufgenommen. Dem Denkmalschutz 
wird damit ausreichend Rechnung getragen. 
 
Zu 2: Die angesprochenen baulichen Maßnahmen liegen wohl außer-
halb des Plangebietes – Baugenehmigungen für das Plangebiet können 
erst nach Rechtskraft des Bebauungsplanes erteilt werden. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird in Punkt 1 gefolgt, in Punkt 2 nicht gefolgt. 
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I/B  Äußerungen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher  
 Belange 
B 1 AVEA GmbH & Co. KG vom 14.11.2014 

 

1) 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zu 1: Die Ausführungen zu den Abfallfraktionen sind nicht planungsre-
levant. 
 
Zu 2: Die Hinweise zu Behältergrößen sind nicht planungsrelevant. 
 
Zu 3: Die Anforderungen zu Behälterstandplätzen und Transportwegen 
sind nicht planungsrelevant. 
 
Zu 4: Die Anforderungen an die Bereitstellung der Abfälle sind nicht 
planungsrelevant. 
 
Zu 5: Die Anforderungen an die Gestaltung von Straßen zur Sicherstel-
lung der Behälterabfuhr werden im Rahmen der Ausführungsplanung 
berücksichtigt. Entsprechende Regelungen werden im Erschließungs-
vertrag zwischen der Stadt und dem Investor getroffen. Auf die Festset-
zungen des Bebauungsplanes haben die Anforderungen keine Auswir-
kungen. 
 
Zu 6: Die Anforderungen an die Gestaltung von Stichstraßen werden im 
Bebauungsplan berücksichtigt. Am Ende der Planstraße ist eine geeig-
nete Wendeanlage geplant und als öffentliche Verkehrsfläche festge-
setzt.  
 
Zu 7: Die Anforderungen an die Ausgestaltung von Wendeanlagen 
werden berücksichtigt. Es wurde eine Wendeanlage nach Vorgaben 
des Fachbereichs 66 eingeplant, die die Abmessungen und Wendera-
dien eines dreiachsigen Müllfahrzeugs berücksichtigt. 
 
Zu 8: Ein Rückwärtsfahren ist nicht vorgesehen. Das Müllfahrzeug kann 
in der geplanten Wendeanlage in einem Zug ohne Zurückstoßen wen-
den. Die Fläche hierfür ist als öffentliche Verkehrsfläche im Bebau-
ungsplan festgesetzt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Den Äußerungen wird in den Punkten 1 bis 4 und 8 nicht gefolgt, im 
Punkt 5 zur Kenntnis genommen und in den Punkten 6 und 7 gefolgt. 
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B 2 Unitymedia NRW GmbH vom 18.11.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Eventuell vorhandene Versorgungsanlagen der Unitymedia GmbH im 
Planbereich werden in der weiteren Planung berücksichtigt. Der Er-
schließungsträger wird bei Bedarf im Zuge der Erschließungsmaßnah-
men auf die Unitymedia GmbH zugehen. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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B 3 Technische Betriebe der Stadt Leverkusen vom 18.11.2014 
 

 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 198 
 

 
 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 199 
 

 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Versickerungsfähigkeit des Bodens wurde durch einen Fachgutach-
ter geprüft (Middendorf Geoservice GmbH, 2015: Geotechnischer Be-
richt zum Neubau von neun Wohnhäusern mit Garagen, Alte Garten in 
Leverkusen-Bürrig. Stand: 13.10.2015). Im Ergebnis ist eine Versicke-
rung des Niederschlagswassers nicht möglich. Das anfallende Nieder-
schlagswasser ist in die vorhandene Kanalisation abzuleiten, die nach 
Auskunft der TBL hierfür vollumfänglich leistungsfähig ist. Die weitere 
Entwässerungsplanung wird im Rahmen des Erschließungsvertrags mit 
den TBL abgestimmt. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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B 4 Deutsche Telekom Technik GmbH vom 24.11.2014 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Da zur Erschließung eine öffentliche Verkehrsfläche geplant ist, sind 
Festsetzungen nicht erforderlich. Die Unterbringung der TK-Linien wird 
im Rahmen der Ausbauplanung abgestimmt. Ggf. erfolgen Regelungen 
im Erschließungsvertrag. 
 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
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B 5 Amprion GmbH vom 10.11.2014 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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B 6 Polizeipräsidium Köln vom 04.12.2014 
 

 



Bebauungsplan Nr. 165/II                                                                                                     Seite 207 
 

 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Verweis auf das Beratungsangebot zur städtebaulichen Kriminal-
prävention wird an den Investor weitergegeben. Für den Bebauungs-
plan ergeben sich keine Auswirkungen. 
 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 


